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zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Problem und Ziel 

Doppelbesteuerungen stellen bei internationaler wirtschaftlicher Betä- 
tigung ein erhebliches Hindernis für Handel und Investitionen dar. 
Durch das vorliegende Abkommen sollen derartige steuerliche Hin- 
dernisse zur Förderung und Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Georgien besser 
abgebaut werden, als es nach dem im Verhältnis zu Georgien noch 
weitergeltenden deutsch-sowjetischen Doppelbesteuerungsabkom- 
men vom 24. November 1981 (BGBl. 1983 II S. 2) möglich ist. Darüber 
hinaus soll der Informationsaustausch zwischen beiden Staaten ver- 
bessert werden. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 1. Juni 2006 enthält die dafür notwendigen 
Regelungen. Es entspricht im Wesentlichen dem OECD-Musterab- 
kommen. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Abkommen 
die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der Gesetzgebungs- 
körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine nennenswerten 
Auswirkungen. 

2. Vollzugsaufwand 

Kein nennenswerter Vollzugsaufwand . 

E. Sonstige Kosten 

Keine 

F. Bürokratiekosten 

Die Ressortabstimmung wurde vor dem 1 . Dezember 2006 eingeleitet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


=02007 DE 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Berlin, 



Mai 2007 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 1 . Juni 2006 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Georgien zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 


Der Bundesrat hat in seiner 833. Sitzung am 1 1 . Mai 2007 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 1. Juni 2006 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Georgien 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Tiflis am 1 . Juni 2006 Unterzeichneten Abkommen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und Georgien zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen wird 
zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 31 Abs. 2 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern 
oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 31 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik Deutschland zur Beseiti- 
gung der Doppelbesteuerung in gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, 
den Ländern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits muss Deutschland 
bisher gewährte Anrechnungen georgischer Steuern nicht mehr oder nicht mehr 
in der bisherigen Höhe gewähren, weil Georgien ebenfalls auf Quellensteuern 
verzichtet. Die Änderung des bisherigen Rechtszustands führt unter Berück- 
sichtigung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen per Saldo zu keinen nen- 
nenswerten Änderungen des Steueraufkommens von Bund, Ländern und 
Gemeinden. Die Wirtschaft wird durch das Abkommen entlastet, da steuerliche 
Hindernisse im bilateralen Wirtschaftsverkehr beseitigt werden. Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Georgien 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


CornaujeHne 

Mexfly OeflepaTUBHOM PecnyönnKotä fepiviaHna 
n T py3netä 

oö w3öexaHMM p BOHHoro HaaorooönoxeHun 
b OTHOLiteHMH HanoroB Ha floxoflbi m Ha KanMTan 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

Georgien - 

von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen abzuschließen und ihre wirtschaft- 
lichen Beziehungen durch den Abbau steuerlicher Hindernisse 
zu fördern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertrags- 
staat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der 
Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, die 
für Rechnung eines Vertragsstaats oder einer seiner Gebiets- 
körperschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten 
alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtver- 
mögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus 
der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, 
der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermögens- 
zuwachs. 

(3) Zu den zurzeit bestehenden Steuern, für die dieses 
Abkommen gilt, gehören insbesondere 


OeflepaTMBHan PecnyönnKa tepMaHMH 
M 

rpy3nn, 

xenan 3aKniOHMTb CornauieHne 06 M3öexaHMM abomhoto Ha- 
norooönoxeHnn OTHOCMTenbHO HanoroB Ha aoxoam m Ha Ka- 
nMTan m noATBep>KAaH CBoe xenaHne pa3BMBaTb m yKpennsrrb 
3KOHOMMHecKne B3anM00TH0AieHMH nyTeM ynpa3AHeHMH Hano- 
roßbix npennTCTBMÜ, 

cornacuAMCb o HMxecneAytoiAeM: 

CTaTbH 1 

JlMua, k KOTopbiM npuivieHaeTCH ComameHMe 

HacToniAee CornameHne npuMeHneicn k nrnjaM, KOTopbie 
fibahiotch pe3MA0HTaMM oahoto ham oöomx floroBapMBaiOLAMX- 
ch TocyAapcTB. 

CTaTbfl 2 

HanorM, Ha KOTopbie pacnpocTpaHneTcn CornaweHMe 

1. HacToniAee CornaweHMe npnMeHneTCH k HanoraM Ha ao- 
xoaw m Ha KanMTan, B3MMaeMbiM ot mmbhm floroßapMBaiome- 
rocn TocyAapcTBa mam oahoto n3 mx TeppnTopnanbHO-aAMMHM- 
CTpaTMBHbix noApa3AeneHMM, He3aBncnMO ot MeTOAa mx b3m- 
MaHMH. 

2. HanoraMM Ha aoxoah m KanMTan CHMTaiOTcn Bce HanorM, 
B3MMaeMbie c oömeM cyMMbi aoxoaob, c oöuteM cyMMbi KanM- 
Tana mam c OTAenbHbix mx aneiweHTOB, BKmoHan HanorM c aoxo- 
aob OT OTHyXAeHMH ABMXMMOTO MAM HeABMXMMOTO MMyiAO - 
CTBa, HanorM, B3MMaeMbie c oöiAeü cyMMbi 3apaö0TH0M nna™ 
mam xanoBaHbn, BbinnaHMBaeMbix npeAnpMHTMHMM, a Taxxe 
HanorM, B3MMaeMbie c aoxoaob ot npMpocTa KanMTana. 

3. K AOMCTByiOLAMM b HacToniAee BpeMH HanoraM, Ha ko- 
Topbie pacnpocTpaHneTcn AeücTBMe HacTomAero CornaweHMH, 
B H3CTH0CTM, othochtch: 
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a) in der Bundesrepublik Deutschland: 
die Einkommensteuer, 

die Körperschaftsteuer, 
die Gewerbesteuer und 
die Vermögensteuer 

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge 
(im Folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet); 

b) in Georgien: 

die Steuer auf Gewinne von Unternehmen, 
die Steuer auf Einkommen natürlicher Personen, 
die Steuer auf Vermögen juristischer Personen und 
die Steuer auf Vermögen natürlicher Personen 
(im Folgenden als „georgische Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 
Wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des 
Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertrags- 
staaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen einge- 
tretenen wesentlichen Änderungen mit. 


Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 

nichts anderes erfordert, 

a) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“ das 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland sowie das 
an das Küstenmeer angrenzende Gebiet des Meeresbodens, 
des Meeresuntergrunds und der darüber befindlichen 
Wassersäule, soweit die Bundesrepublik Deutschland dort in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und seinen inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften souveräne Rechte und 
Hoheitsbefugnisse zum Zwecke der Erforschung, Aus- 
beutung, Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden und 
nicht lebenden natürlichen Ressourcen ausübt; 

b) bedeutet der Ausdruck „Georgien“ das Hoheitsgebiet inner- 
halb seiner von der Weltgemeinschaft anerkannten staat- 
lichen Grenzen, das Festland, die Binnengewässer und das 
Küstenmeer, den darüber befindlichen Luftraum, auf die sich 
die Souveränität Georgiens erstreckt, sowie die an das 
Küstenmeer angrenzende besondere Wirtschaftszone und 
den Festlandsockel, soweit Georgien dort in Überein- 
stimmung mit dem Völkerrecht seine souveränen Rechte 
ausüben kann; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere 
Vertragsstaat”, je nachdem, die Bundesrepublik Deutsch- 
land oder Georgien; 

d) bedeutet der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, 
Gesellschaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ eine juristische Per- 
son oder einen Rechtsträger, der für die Besteuerung wie 
eine juristische Person behandelt wird; 

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertrags- 
staats“ und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats“, je 
nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Ver- 
tragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein 
Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird; 

g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beför- 
derung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von 
einem Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in 


a) b ct>e,aepaTHBHOM Pecnyö/inKe repMaHnm 
noflOxoflHbin Hanor; 

Hanor c Kopnopaunn; 
npoMbicnoBbiM Hanor; 

Hanor Ha wviymecTBO n 

HanoroBbie HanöaBKH k hhm 

(flanee HMeHyeMbie «repMaHCKne Hanom»); 

b) b rpy3nn: 

Hanor Ha npnöbinb c npeflnpnHTnn; 
noflOxoßHbifi Hanor c cj3H3HHecKnx nnu; 

Hanor Ha nMymecTBO lopnflHHecKnx nnu; 

Hanor Ha MMymecTBO c|DH3MHecKMX nnu 
(flanee MMeHyeMbie «rpy3HHCKne Hanorn»), 

(4) HacTOFuuee CornauieHne npnMeHneTCH TaKxe k nioöbiM 
nofloöHbiM nnn no cyiflecTBy aHanornHHbiM HanoraM, KOTopbie 
öyqyT B3MMaTbcn nocne noflnncaHHH HacToniflero CornauieHMH 
b flononHeHne nnn BMecTO cymecTByiOLflHx HanoroB. KoMne- 
TeHTHbie opraHbi floroBapnBaioiflHXCH rocyqapcTB öyqyT yße- 
AOMAHTb flpyr flpyra o cyiqecTBeHHbix H3MeHeHnnx, BHeceHHbix 
b nx HanoroBbie 3aK0Hbi. 

CTaTbfl 3 

Oöiqne onpefleneHHH 

1. flnn uenen HacToniflero CornaiiieHnn, ecnn HHoe He 
BbueKaeT H3 KOHTeKCTa: 

a) TepMHH «cheflepaTMBHan PecnyönnKa repMaHnn» 03HanaeT 
TeppnTopnio cteflepaTHBHon PecnyönnKn repMaHnn, a TaK- 
>xe npnMbiKaiOLuyio k TeppnTopnanbHOMy Mopro TeppnTO- 
pnio MopcKoro flHa n MopcKnx Heap, a TaioKe pacnonoxeH- 
hom Hafl hhmh BOflHon Toniqn, Ha KOTopon cpeflepaTHBHan 
PecnyönnKa TepMaHnn b cooTBeTCTBnn c MexflyHapoflHbiM 
npaBOM n HaqnoHanbHbiMn npaBOBbiMn aKTaMn MOxeT ocy- 
iflecTBnrub cyBepeHHbie npaßa n lopncflnKunio b uennx 
nccneflOBaHnn, pa3paöoTKn, coxpaHeHnn önonornnecKnx n 
HeönonorHHecKnx bmaob npnpoqHbix pecypcoB n ynpaßne- 
hhh mmm; 

b) TepMHH «rpy3nn» 03HanaeT TeppnTopnio b npeflenax ee ro- 
cyflapcTBeHHbix rpaHnu, npn3HaHHoe MnpoBbiM cooöiqecT- 
bom, b tom HHcne cyxonyTHyio TeppnTopnio, BHyTpeHHne n 
TeppnTopnanbHbie BOflbi, B03flyujHoe npocTpaHCTBO Haß 
hhmh, Ha KOTopbie pacnpocTpaHneTCH cyBepeHHTeT rpy3nn, 
a TaKxe npnöpexHbie k ee TeppnTopnanbHbiM BOflaM oco- 
öyio SKOHOMHHecKyK) 30Hy n KOHTHHeHTanbHbin LLienbc|D, no 
OTHOflieHHIO KOTOpblX Fpy3HH MOXeT paenpOCTpaHHTb CBOM 
cyBepeHHbie npaßa b cooTBeTCTBnn c MexßyHapoflHbiM 
npaBOM; 

c) TepMHHbi «floroBapHBaiOLfleecn rocyqapcTBO» n «ßpyroe 
floroBapHBatoifleecn rocyqapcTBO» 03HanaiOT cooTBeTCT- 
BeHHO cpeflepaTHBHyio PecnyönnKy TepMaHnn n rpy3nio; 

d) TepMHH «nnpo» 03HanaeT cf>M3MHecKoe nnpo, KOMnaHnio n 
nioöoe flpyroe oö-beflHHeHne nnu; 

e) TepMHH «KOMnaHMH» 03HanaeT nioöoe KopnopaTHBHoe oöpa- 
30BaHne, nnn nioöoe npyroe oö-beflHHeHne, KOTopoe flnn 
uenen HanorooönoxeHnn paccMaTpnBaeTcn KaK Kopnopa- 
THBHoe oöpa30BaHne; 

f) TepMHHbi «npeflnpnHTne floroBapnBaiOLuerocR rocyqapcT- 
Ba» n «npeflnpnHTne flpyroro floroBapnBaiOLflerocH Tocy- 
qapcTBa» 03Hanai0T cooTBeTCTBeHHO npeflnpnHTne, ynpa- 
BnneMoe nnqoM, HBnntournMCH pe3nfleHT0M floroßapnBa- 
KDiqerocH rocyqapcTBa, nnn npeflnpnHTne, ynpaBnneMoe 
nnqoM, HBnHKDiflHMCH pe3nfleHTOM flpyroro floroßapnBaio- 
iqerocH rocyqapcTBa; 

g) TepMHH «MexßyHapoflHbie nepeB03Kn» 03HanaeT nioöyio 
nepeB03Ky mopckhm nnn B03flyujHbiM cyflHOM, SKcnnyaTn- 
pyeMbiM npeflnpnHTneM c MecTOM cfDaKTnuecKoro ynpaßne- 
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einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das See- 
schiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten 
im anderen Vertragsstaat betrieben; 

h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

i. in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

alle Deutschen im Sinne des Grundgesetzes der Bundes- 
republik Deutschland sowie alle juristischen Personen, 
Personengesellschaften und anderen Personenver- 
einigungen, die nach dem in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind; 

ii. in Bezug auf Georgien 

alle natürlichen Personen, die die georgische Staats- 
angehörigkeit besitzen, sowie alle juristischen Personen 
und anderen Personenvereinigungen, die nach dem in 
Georgien geltenden Recht errichtet worden sind; 

i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

i. in der Bundesrepublik Deutschland das Bundes- 
ministerium der Finanzen oder die Behörde, an die es 
seine Befugnisse delegiert hat; 

ii. in Georgien das Finanzministerium oder seinen bevoll- 
mächtigten Vertreter. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Ver- 
tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes 
erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht 
dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das 
Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat 
anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung 
hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat. 


Artikel 4 

Ansässige Person 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, die 
nach dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohnsitzes, 
ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung 
oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und 
umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. 
Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem 
Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in 
diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 


(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Ver- 
tragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 


a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über 
eine ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden 
Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in 
dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen 
und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt 
sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden 
Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als nur in dem 
Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 


hmh b floroBapuBaioiLieMCH rocyqapcTBe, KpoMe cnynaeB, 
Korna MopcKoe nnn B03ßymH0e cyqHO 3KcnnyaTnpyeTcn 
MCKniOHUTenbHO Mexßy nyHKTaMn, pacnonoxeHHbiMn b ßpy- 
tom floroBapnBatOLLieMCH rocyqapcTBe; 

h) TepMMH «HaquoHanbHoe nnqo» 03HaHaeT: 

i. npnMeHMTenbHO k OeßepaTHBHOn PecnyönnKe TepMaHun: 

nioöoro HeMpa b noHMMaHnn Ochobhoto 3aKOHa <t>eße- 
paTUBHon PecnyönnKn TepMaHnn, a TaKxe moöoe lopn- 
flnnecKoe nnuo, npocToe TOBapnmecTBO n nHoe oöbefln- 
HeHne nnq, ynpexßeHHbie b cooTBeTCTBnn c ßencTBy- 
ioluhm b OeflepaTMBHon PecnyönnKe repn/iaHnn 3aKOHO- 
.qaTenbCTBOM; 

ii. npnMeHnTenbHO k rpy3nn: 

moöoe cjDH3HHecKoe nnqo, nMeiomee rpaxqaHCTBO Tpy- 
3nn, a TaKxe moöoe topnflnnecKoe nnqo n nHoe oö-befln- 
HeHne nnu, ynpexßeHHbie b cooTBeTCTBnn c ßencTBy- 
kdluhm b Tpy3nn 3aK0H0ßaTenbCTB0M; 

i) TepMMH « KOMneTeHTHbin opraH» 03HanaeT: 

i. npnMeHMTenbHO k cpeßepaTHBHon PecnyönnKe TepMa- 
hmh cheßepanbHoe MMHncTepcTBO cfiHHaHCOB nnn opraH, 
KOTopoMy oho nepeßano cboh nonHOMOnnn; 

ii. npnMeHMTenbHO k rpy3nn MnHHCTepcTBO cjDHHaHCOB nnn 
ero ynonHOMoneHHoro npeßCTaBHTenn. 

2. Ecnn n3 KOHTeKCTa nHoe He BbiTeKaeT, to npn npnMeHe- 
hhh floroBapnBaHDinnMCH TocyflapcTBOM HacTonißero Comame- 
hmh, moöon He onpeßeneHHbin b CornameHnn TepMMH MMeeT to 
3HaneHne, KOTopoe eMy npnßaeT 3aKOHOßaTenbCTBO stoto To- 
cyqapcTBa b OTHOiueHnn HanoroB, Ha KOTopbie pacnpocTpaHH- 
eTcn ßencTBne HacTonmero CornaujeHnn, npnneM 3HaHeHne 
cornacHO npnMeHneMOMy b stom rocyqapcTBe HanoroBOMy 3a- 
KOHOßaTenbCTBy npeoönaßaeT Haß KaKMM-nnöo 3HaneHneM, 
KOTopoe TepMMH MMeeT b OTHOLueHnn ßpyroro 3aKOHOßaTenb- 
ctb 3 3Toro TocyflapcTBa. 

CTaTbn 4 
Pe3MfleHT 

1. flnn genen HacTonmero CornameHnn TepMMH «pe3nßeHT 
floroBapnBaiOLuerocH TocyßapcTBa» 03HanaeT moöoe nnuo, ko- 
Topoe no 3aK0H0ßaTenbCTBy 3Toro TocyflapcTBa noßnexnT b HeM 
HanorooönoxeHnio Ha ocHOBaHnn CBoero MecToxnTenbCTBa, 
nocTOHHHoro MecTonpeöbiBaHnn, MecTOHaxoxßeHnn cjDaKTn- 
necKoro ynpaßneHnn nnn mhoto aHanornHHoro KpnTepnn, 
BKmonan TaKxe caMO sto TocyflapcTBO n ero TeppnTopnanbHO- 
aßMnHncTpaTMBHbie noßpa3ßeneHnn. yKa3aHHbin TepMMH He 
pacnpocTpaHneTcn, oßHaKO, Ha nnqo, KOTopoe noßnexnT Ha- 
norooönoxeHnio B 3T0M TOCyflapCTBe TOnbKO B OTHOLUeHHH flO- 
XOflOB M3 MCTOHHMKOB B 3T0M TOCyflapCTBe MnM B OTHOLUeHHM 
KannTana, pacnonoxeHHoro b stom rocyqapcTBe. 

2. B cnynae, ecnn cornacHO nonoxeHnnM nyHKTa 1 HacTon- 
men CTaTbn cjDM3MHecKoe nnqo HBnneTcn pe3nßeHTOM oöonx 
floroßapnBaioqinxcq TocyflapcTB, ero CTaTyc onpeßenneTcn cne- 
ßyiomnM oöpa30M: 

a) nnqo cnnTaeTcn pe3MßeHT0M toto TocyflapcTBa, b kotopom 
oho pacnonaraeT nocTORHHbiM xnnnmeM; ecnn oho pacno- 
naraeT nocTORHHbiM xnnnmeM b oöonx TocypapcTBax, to oho 
CHMT aeTcn pe3nqeHTOM TOnbKO Toro TocyflapcTBa, c koto- 
pbiM oho MMeeT öonee TecHbie nnnHbie n SKOHOMnnecKne 
CBH3M (qeHTp XM3HeHHblX MHTepecoß); 

b) b cnynae, ecnn He MOxeT öbiTb onpeqeneHO, b KaKOM To- 
cyqapcTBe nnqo MMeeT qeHTp xn3HeHHbix MHTepecoß, nnn 
ecnn nnqo He pacnonaraeT nocTORHHbiM xnnnmeM hm b oq- 
HOM M3 rOCyflapCTB, OHO CHMTaeTCH pe3MfleHTOM TOnbKO TOTO 
TocyflapcTBa, b kotopom oho oöwhho npoxnßaeT; 

c) ecnn nnqo oöbiHHO npoxnßaeT b oöonx TocyflapcTBax nnn 
ecnn oho oöbiHHO He npoxnßaeT hm b oahom n3 hmx, oho 
CHMTaeTcn pe3MßeHT0M TOnbKO toto TocyflapcTBa, Haqno- 
HanbHbiM nnqoM KOToporo oho HBnneTcn; 
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d) ist die Person Staatsangehöriger beider oder keines der 
Staaten, so regeln die zuständigen Behörden der Vertrags- 
staaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. Solange 
kein solches Einvernehmen erzielt worden ist, kann die Per- 
son die Rechte aus diesem Abkommen nicht geltend 
machen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäfts- 
leitung befindet. 


Artikel 5 
Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebsstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die 
Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst insbesondere 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch 
oder eine andere Stätte der Ausbeutung natürlicher 
Ressourcen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine 
Betriebsstätte, wenn ihre Dauer 6 Monate überschreitet. 


(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels gelten nicht als Betriebsstätten 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unter- 
nehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu 
werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätig- 
keiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den 
Buchstaben a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, 
vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende Gesamt- 
tätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art 
ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Ver- 
treters im Sinne des Absatzes 6 - für ein Unternehmen tätig und 
besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des 
Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Voll- 
macht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in 
diesem Staat für alle von der Person für das Unternehmen aus- 


d) ecnM nnqo HBRneTCH HaqMOHanbHbiM rmliom oöomx rocyaapcTB 
MRM HM OflHOrO M3 HMX, TO KOMneTeHTHbie opraHbi flOTOBapM- 
BatomMxcH TocyflapcTB pemaiOT stot Bonpoc no B3aMMHOMy 
comacMio. flo aocTMxeHMH TaKoro cornacMH, timmo He MMeeT 
npaBO TpeöoBaTb nioöbie Te npeMMyipecTBa, KOTopbie npeayc- 
MaTpMBaeT HacTOHiaee CornaLueHne. 

3. B cnynae, ecnM b cootb6tctbmm c nonoxeHMHMM nyHKTa 1 
HaCTOHLpeM CTaTbM nMLIO, He HB/IHKDLLieeCH tJ}M3MHeCKMM RMLIOM, 

HBnneTCH pe3MfleHT0M oöomx floroBapMBaiOLiiMxcH rocyqapcTB, 
to oho CHMTaeTCH pe3MfleHTOM Toro floroBapMBatomerocn Tocy- 
flapcTBa, b kotopom pacnonoxeHO Mecro HaxoxaeHMH ero cfiaK- 
TMHecKoro ynpaßneHMH. 

CTaTba 5 

riocTonHHoe ynpexaeHMe 

1. flnn qeneM HacTomnero CornaweHMH TepMMH «nocroHH- 
Hoe ynpexaeHMe» 03HanaeT nocTOHHHoe MecTO aeRTenbHOCTM, 
nepe3 KOTopoe aeRTenbHOCTb npeanpMRTMR ocyinecTBnneTCH 
nOTIHOCTblO M/1M HaCTMHHO. 

2. TepMMH «nocTOHHHoe ynpexaeHMe», b nacmocTM, bkrio- 
naeT: 

a) MecTO ynpaßneHMH; 

b) cjtMnMan; 

c) o<£mc; 

d) cjtaöpMKy; 

e) MacTepcKyio m 

f) inaxTy, HecfiTHHyKD mrm ra30Byio CKBaxMHy, Kapbep mrm nio- 
öoe flpyroe Mecra pa3paöoTKM npMpoßHbix pecypcoB. 

3. CTpoMTenbHan nnoiaaaKa, MOHTaxHbin mrm cöoponHbiü 
oö-beKT rbrriotch nocTOHHHbiM ynpexaeHneM TonbKO b cnynanx, 
ecnM npoflonxMTenbHOCTb mx cy uiecTBOBaH mr npeBbimaeT 6 Me- 
CRueB. 

4. HecMOTpn Ha npeflbiflymMe nonoxeHMR HacTORiueM CTaTbM, 
nocTOHHHbiM ynpexfleHMeM He CHMTaraTcn: 

a) oöteKTbi, Mcnonb3yeMbie MCKntOHMTenbHO b pennx xpaHe- 
HMR, fleMOHCTpaUMM RMÖO nOCT3BKM M3flenMM MRM TOBapOB, 
npMHaflnexaipMX npeflnpMRTMio; 

b) 3anacbi M3flenMM mrm TOBapOB, npMHaflnexaipMx npe/tnpMR- 
TMK3, KOTOpbie COflepxaTCH MCKnKtHMTenbHO B LienHX xpa- 
HeHMH, fleMOHCTpaUMM RMÖO nOCT3BKM; 

c) 3anacbi M3flenMM mrm TOBapOB, npMHaßnexaiMMx npeflnpMR- 
tmk3, KOTopbie coflepxaTCR MCKniOHMTenbHO b LienHX nepe- 
paöOTKM mx flpyrMM npeflnpMRTMeM; 

d) nocTOHHHoe MecTO aeHTenbHOCTM, KOTopoe conepxMTCH 
MCKnroHMTenbHO b uennx 3aKynKM flnn npeflnpMRTMR M3fle- 
nm mrm TOBapOB rmöo cöopa MHCjDopMauMM ann Hero; 

e) nocTOHHHoe MecTO aeRTenbHOCTM, KOTopoe conepxMTCH 
MCKniOHMTenbHO b Liennx ocymecTBneHMH ARR npeanpMR- 
TMR nioöbix MHblX BMAOB aeRTenbHOCTM nOArOTOBMTenbHOTO 
mrm BcnoMoraTenbHoro xapaKTepa; 

f) nocTOHHHoe MecTO aeRTenbHOCTM, KOTopoe COaepXMTCH 
MCKniOHMTenbHO b Liennx ocymecTBneHMH bmaob aeRTenb- 
hoctm, nepenMcneHHbix b noanyHKTax a) - e) HacTORiaero 
nyHKTa, npn ycnoBMM, hto BbiTeKaioiaaH M3 stoto cobo- 
KynHan aenTenbHOCTb aaHHoro nocTOHHHoro MecTa MMeeT 
noaroTOBMTenbHbiM mrm BcnoMoraTenbHbiM xapaKTep. 

5. Ecrm rmlio, 3a MCKmoneHMeM He3aBMCMMoro areHTa, yxa- 
3aHHoro b nyHKTe 6 HacTOHipeM CTaTbM, ocymecTBRneT aeR- 
TenbHOCTb ann npeanpMRTMR m MMeeT b floroßapMBaiOLaeMCH 
TocyaapcTBe nonHOMOHMe Ha 3aKniOHeHMe KOHTpaKTOB ot MMe- 
HM 3TOTO npeanpMRTMR M OÖbIHHO OCyiiieCTBRReT B HeM aaHHOe 
nonHOMOHMe, to Taxoe npeanpMRTMe, HecMOTpn Ha nonoxeHMR 
nyHKTOB 1 M 2 HaCTORLlieM CTaTbM, paCCMaTpMBaeTCR KaK MMe- 
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geübten Tätigkeiten eine Betriebsstätte, es sei denn, diese 
Tätigkeiten beschränken sich auf die im Absatz 4 genannten 
Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäfts- 
einrichtung ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten 
Absatz nicht zu einer Betriebsstätte machten. 


(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, 
als habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es 
dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder 
einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Per- 
sonen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von 
einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte oder 
auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebsstätte der anderen. 


Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte 
aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die 
Bedeutung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaats 
zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in 
jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das 
lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts 
über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem 
Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Ver- 
gütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung 
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen natürlichen 
Ressourcen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbe- 
wegliches Vermögen. 


(3) Absatz 1 gilt auch für Einkünfte aus der unmittelbaren Nut- 
zung, der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen Art 
der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbe- 
weglichem Vermögen eines Unternehmens und für Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selb- 
ständigen Arbeit dient. 

Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, das 
Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das 
Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so können die 
Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebsstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebs- 
stätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Ver- 
tragsstaat dieser Betriebsstätte die Gewinne zugerechnet, die 
sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 


lomee nocTOHHHoe ynpeDKAeHne b stom locyflapcTBe b otho- 
nieHMM akdöoh fleaTe/ibHOCTM, ocymecTBnneMOM sthm ahliom b 
MHT epecax npeAnpHHTHH, ecnn TonbKO 3Ta AeHTenbHOCTb He 
orpaHHHHBaeTCH bhabmh, yKa3aHHbiMM b nyHKTe 4 HacTOHipeH 
CTaTbM, KOTopbie b cnynae hx ocymecTBneHHH nepe3 nocTOHH- 
Hoe MecTO npeAnpHHHMaTe/ibCKOM AenTenbHOCTH b cooTBeTCT- 
bhh c yKa3aHHbiM nyHKTOM He npeBpamaiOT aaHHoe Mecro 
b nocTOHHHoe ynpexfleHMe. 

6. npeflnpHHTwe He öypeT paccMaTpuBaTbcn Kax HMetomee 
nocTOHHHoe ynpe>KfleHMe b floroBapHBaKDineMCH rocyqapcTBe 
AHLUb TOJlbKO nOTOMy, HTO OHO OCyLpeCTBAHeT B HeM CBOKD 
fleFueribHOCTb nepe3 öpoKepa, KOMnccnoHepa ahöo Apyroro 
He3aBncnMoro areHTa npn ycnoBHH, hto Taxwe nnua AencTByiOT 
B paMKaX CBOeÜ OÖbIHHOH AeHTe/lbHOCTM. 

7. Tot CfiaKT, HTO KOMnaHHH, HBAHKDlAaHCH pe3HAeHTOM flo- 
roßapHBaKDLuerocH rocyqapcTBa, KOHTponnpyeT KOMnaHHKD hah 
KOHTporiHpyeTCH KOMnaHMeü, KOTopan HBnneTCH pe3HA©HT0M 
Apyroro floroBapHBaiOLiierocH TocyAapcTBa hah ocyiuecTB/ineT 
b HeM cbokd AeHTenbHOCTb (ahöo nepe3 nocTOHHHoe ynpexAe- 
Hine, ahöo MHbiM oöpa30M), caM no ceöe He npeßpamaeT OAHy 
H3 3THX KOMnaHMH B nOCTOHHHOe yHpeDKAßHHe APyrOH KOMna- 
HHH. 

CTaTbn 6 

flOXOflbl OT HeflBHDKHMOrO HMyujecTBa 

1. floxoAbi, nonyHaeMbie pe3HA0HT0M floroBapHBaKDLuerocn 
rocyqapcTBa ot HeABH>KHMoro HMyiAecTBa (BKJiKDHan aoxoah 
ot npeAnpHHTHH cenbCKoro h necHoro xo3HHCTBa), pacno- 
no>KeHHoro b ApyroM floroßapHBaKDiAeMCH TocyAapcTBe, MoryT 
oönaraTbCH HanoraMH b stom ApyroM TocyAapcTBe. 

2. TepMHH «HeABH>KHMoe HMymecTBO» HMeeT to 3HaneHHe, 
KOTopoe oh HMeeT no 3aKOHOAaTenbCTBy Toro floroBapHBaiOLAe- 
rocH locyAapcTBa, b kotopom HaxoAHTCH paccMaTpHBaeMoe HMy- 
LLieCTBO. GtOT TepMHH B JIKDÖOM CTiyHae BK/llOHaeT HMyiAeCTBO, 
BcnoMoraTenbHoe no OTHOiiieHHKD k HeABH>KHMOMy HMyLuecTBy, 
ckot h oöopyqoBaHHe, Hcnonb3yeMbie b ce/ibCKOM h necHOM 
X03HHCTBe, npaBa, K KOTOpbIM npHMeHHIOTCH nO/lODKeHHH 3aKO- 
HOAaTenbCTBa b OTHOiiieHHH 3eMenbHOH co6ctb6hhocth, npaBa 
no/ib30BaHHH HeABH>KHMbiM HMymecTBOM h npaBa Ha nepeMeH- 
Hbie hjih cjDHKCHpoBaHHbie nnaTexH, BbinnaHHBaeMbie b Kane- 
CTBe KOMneHcapHH 3a pa3paöoTKy hah npaBO Ha pa3paöoTKy 
MHHepaAbHbix pecypcoB, hctohhhkob h Apyrnx npnpoAHbix pe- 
cypcoß; MopcKne h B03AyLUHbie cyqa He CHHTaKDTCH HeABH- 

DKHMblM HMyiAeCTBOM. 

3. riOAODKeHMH nyHKTa 1 HaCTOHLLien CTaTbH npHMeHHKDTCH 
TaKX<e K AOXOAaM OT npHMOro HCn0Ab30BaHHA HeABHDKHMOTO 
HMymecTBa, cashh ero BHaeM hah b apeHAy, a TaKx<e ot ncnoAb- 
30B3HHH HeABHDKHMOTO HMymeCTBa B AKDÖOH APyrOH CjDOpMe. 

4. riOAODKeHHA nyHKTOB 1 H 3 HaCTOALUen CTaTbH npHMeHH- 
IOTCH TaKDKe K AOXOAaM OT HeABHDKHMOTO HMymeCTBa npeA- 
npHHTHH h k AOXOAaM ot HeABHDKHMoro HMyLuecTBa, npeAHa- 
3HaneHHoro aah penen 0K33aHHH He3aBHCHMbix AHHHbix ycAyr. 

CTaTbH 7 

ripHÖbl A b OT KOMMepneCKOH fleHTeAbHOCTH 

1. ripHöbiAb npeAnpHHTHH floroBapHBaKDLperocH TocyAap- 
ctb3 MODKeT oönaraTbCH HanoroM TOAbKO b stom TocyAapcTBe, 
ecAH TOAbKO npeAnpHHTHe He ocyiuecTBAneT cbokd AeHTenb- 
HOCTb b ApyroM floroBapHBaKDmeMCH rocyqapcTBe nepe3 pacno- 
AODKeHHoe b HeM nocTOHHHoe ynpeDKAeHne. Ecah npeAnpHHTHe 
OCyLpeCTBAHeT CBOKD AeHTenbHOCTb ynOMHHyTbIM 0Öpa30M, TO 
ero npnöbiAb modkct oönaraTbCH HanoroM b ApyroM locyAapcTBe, 
0AH3K0 TOAbKO B TOH H3CTH, KOTOpaH OTHOCHTCH K 3T0My 
nOCTOHHHOMy yHpeDKAOHHKD. 

2. B caynae, ecnn npeAnpHHTHe floroBapHBaiOLuerocH 
rocypapcTBa ocyipecTBAHeT cbokd AeHTenbHOCTb b ApyroM flo- 
roBapHBaKDLpeMCH rocyAapcTBe nepe3 pacnonoDKeHHoe b HeM 
nocTOHHHoe ynpeDKAeHne, to c yneTOM nonoDKeHHH nyHKTa 3 
HacTOHipeH CTaTbH b KaDKAOM floroBapHBaKDiiieMCH focyAapcT- 
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Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selb- 
ständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem 
Unternehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig unabhängig 
gewesen wäre. 


(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte 
werden die für diese Betriebsstätte entstandenen Auf- 
wendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und all- 
gemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleich- 
gültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder 
anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu 
ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat 
die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart 
sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels 
übereinstimmt. 


(5) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein Gewinn 
zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze dieses 
Artikels sind die der Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne 
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass aus- 
reichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

Seeschifffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahr- 
zeugen im internationalen Verkehr können nur in dem Vertrags- 
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(2) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
eines Unternehmens der Seeschifffahrt an Bord eines Schiffes, 
so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der Hei- 
mathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vor- 
handen ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Person ansässig ist, 
die das Schiff betreibt. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an 
einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer interna- 
tionalen Betriebsstelle. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unter- 
nehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmän- 
nischen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte oder auf- 


Be k STOMy nocTOHHHOMy ynpexaeHMio othochtch cyMMbi 
npnöbmn, KOTopbie oho Morno 6bi nojiyHMTb, ecjiM 6bi oho 
ocymecTBnnno Taxyio xe mjim aHanornnHyio flepue/ibHOCTb npn 
T3Knx xe mjim aHanomHHbix ycjiOBMHX, öyqyHM caMOCTOHTejib- 
HbiM npeflnpnHTneivi n fleMCTByn nojiHOCTbio He3aBncnMO ot 
npeflnpMHTMH, nocTOHHHbiM ynpexfleHneM KOToporo oho rb- 
jineTCR. 

3. npn MCHMcneHMM npnöbuin nocTORHHora ynpexaeHHH 
flonycKaeTCH BbineT pacxoflOB, noHeceHHbix ajih Hyxfl Taxoro 
nocTOHHHoro ynpexneHMH, BK/nonan ynpaB/ieHHecKne m oöiue- 
aflMHHMCTpaTMBHbie pacxoflbi, He3aßncnMO ot Toro, bo3hmxjim 
TIM OHM B TOCyflapCTBe, B KOTOpOM paCnOJlOXeHO nOCTORHHOe 
ynpexfleHMe, mjim rfle-jiMöo b apyroM MecTe. 

4. Ecnn b floroßapMBaiomeMCH TocyflapcTBe npnHHTO mchm- 
C/lHTb npMÖbl/lb, OTHOCHLflyiOCH K nOCTOHHHOMy ynpexneHMio, 
Ha ocHOBe nponopuMOHa/ibHoro pacnpeaeneHMR coBOxynHOM 
cyMMbi npMöbmn npeflnpMHTMH Ha ero OTflejibHbie no,apa3fle- 
neHMH, to no/ioxeHMH nyHKTa 2 HacTOHmeü CTaTbM He mcxjiio- 
naiOT, HTOöbi 3to floroBapMBaxiLfleecH rocyqapcTBO mchmctirtio 
oönaraeMyio Hajioron/i npMöbmb b cootbbtctbmm c npMHHTbiM 
MeTOflOM pacnpefleneHMn; BbiöpaHHbiM MeTOfl pacnpeneneHMH 
npMöbmM flonxeH, oflHaxo, cooTBeTCTBOBaTb no CBoeMy pe- 
3ynbTaTy npMHUMnaM HacTOHineM CTaTbM. 

5. HMxaxan npMöbmb He othocmtch k nocTOHHHOMy ynpex- 
AeHMIO Ha 0CH0B3HMM np0M3BefleHH0M TIMIllb 3aKynKM 3TMM 
nocTOHHHbiM yHpexfleHMeM TOBapoB MtiM M3fleriMM fl/iH npefl- 
npMRTMR. 

6. npM npMMeHeHMM nonoxeHMM npeflbiflymMX nyHKTOB Ha- 
CTOHiiteM CTaTbM, npMÖbinb, OTHOCHiuaRCR k nocTOHHHOMy ynpe- 
XfleHMIO, KaXflbIM TOfl flOTIXHa ÖblTb MCHMCTieHa OflHMM M TeM 
xe MeTOflOM, eCTIM TOJlbKO He MMeeTCR flOCTaTOHHO BeCKMX 
npMHMH fleMCTBOBaTb nO MHOMy. 

7. Ectim npnöbmb BK/nonaeT floxoflbi, paccMaTpMBaeMbie b 
A pyrMX CTaTbRX HacTORinero CornaiLieHMR, to nonoxeHMR stmx 
A pyrMX CTaTeil He 3aTpamBaiOTCH nonoxeHMRMM HacTORiiteM 
CTaTbM. 

CTaTbn 8 

MopCKOM M B03flyLUHblM TpaHCnOpT 

1. npMÖbinb OT MCn0Jlb30BaHMR MOpCKMX M/IM B03flyLUHblX 
cyflOB b MexflyHapoflHbix nepeB03Kax oönaraeTCR HanoraMM 
TOJlbKO B TOM flOrOBapMBatOLfleMCR TOCyflapCTBe, B KOTOpOM Ha- 
xoflMTCR MecTO cjtaKTMHecKoro ynpaBJieHMR npeflnpMHTMH. 

2. Ecjim MecTO cjtaKTMHecKoro ynpaBJieHMR npeflnpMHTMH 
MOPCKOM CyflOXOflHOM KOMnaHMM H3XOflMTCH Ha ÖOpTy MOpCKOTO 
cyflHa, to oho CHMTaeTCH pacno/ioxeHHbiM b tom floroBapn- 
BaiomeMCH TocyflapcTBe, b kotopom HaxoflMTCH nopT npMnMCKM 
cyflHa, mjim, npM OTcyTCTBMM Taxoro nopTa, b tom floroBapn- 
BaiOLueMCH TocyflapcTBe, pe3MfleHTOM KOToporo HBHHeTCH hmuo, 
SKcnjiyaTMpyiOLflee flaHHoe cyflHO. 

3. ilojioxeHMH nyHKTa 1 HacTomneM CTaTbM Taxxe pac- 
npocTpaHHiOTCH Ha npMÖbi/ib ot ynacTMH b nyne, b coBMecTHOM 
npeflnpMHTMH mjim b MexflyHapoflHOM TpaHcnopTHOM areHTCTBe. 

CTaTbH 9 

ACCOUMMpOBaHHbie npeflnpMHTMH 

1. B cjiynae, ecriM: 

a) npeflnpMHTMe floroBapMBatoiiierocH TocyqapcTBa npHMO mjim 
KOCBeHHO ynacTByeT b ynpaßneHMM, KOHTpone mjim xanM- 
Tane npeflnpMHTMH «pyroro floroBapMBaiOLuerocH Tocyflap- 
CTB3 MJIM 

b) oflHM m Te xe jiMqa npHMO mjim KOCBeHHO ynacTByiOT b ynpa- 
BJieHMM, KOHTpojie mjim xanMTane npeflnpMHTMH floroßapM- 
BaiOLuerocR TocyflapcTBa m npeflnpMHTMH apyroro floroBapM- 
BaiOLuerocH löcyqapcTBa, 

m b yxa3aHHbix cjiynanx oöa npeflnpMHTMH b mx KOMMepnecKMx 
mjim cjjMHaHCOBbix OTHOLueHMHX 0ÖH3aHbi coöjiioflaTb cornaco- 
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erlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, 
die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren 
würden, dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen 
aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens 
zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines 
Unternehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet - und ent- 
sprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und 
handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die 
das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn 
die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten 
Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so nimmt der 
andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen 
Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die 
übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen; 
erforderlichenfalls werden die zuständigen Behörden der Ver- 
tragsstaaten einander konsultieren. 


Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags- 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die 
Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden 
im anderen Vertragsstaat ansässig ist, nicht übersteigen: 


a) 0 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn 
der Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine 
Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 
50 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft verfügt und die in das Vermögen dieser Gesell- 
schaft mehr als 3 000 000 Euro (drei Millionen Euro) oder 
einen gleichwertigen Betrag investiert; 

b) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn 
der Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine 
Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 
10 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft verfügt und die in das Vermögen dieser Gesell- 
schaft mehr als 100 000 Euro oder einen gleichwertigen 
Betrag investiert; 

c) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen 
anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in 
Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt 
werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ 
bedeutet Einkünfte aus Aktien, Genussrechten oder Genuss- 
scheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder sonstige Einkünfte, die 
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesell- 
schaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleich- 
gestellt sind, sowie Ausschüttungen auf Anteilscheine an einem 
Investmentvermögen. 


(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen 
Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch 


BaHHbie mah B03no>KeHHbie Ha hmx ycnoBMH, OTAMHatopjMecH ot 
Tex, KOTopbie mvienn 6bi MecTO Mex<Ay He3aBMCMMbiMH npefl- 
npMHTMHMH, to npnöbinb, KOTopan Moma 6bi öbiTb nonyneHa 
OflHHM M3 npeflnpMHTMM 6e3 TBKMX yCAOBMM, ho He öbuia nony- 
neHa b CMny stmx ycnoß mm, MO>xeT öbiTb OTHeceHa k npMÖbinM 
flaHHoro npeflnpMHTMH m cooTBeTCTBeHHO oönoxeHa HanoroM. 

2. Ecam b floroßapHBaiOLueMCH rocypapcTBe k npnöbinn npea- 
npMHTMH 3T0TO TOCyflapCTBa OTHOCHTCH M COOTBeTCTBeHHO nOfl- 
nexaT HanorooönoxeHMio cyMMbi npnöbmn, b OTHOPjeHMM koto- 
pbix npeflnpMHTMe apyroro floroBapMBatopjerocH rocypapcTBa 
öbmo noAßepmyTO Hanorooönox<eHMio b stom ApyroM locyAap- 
CTBe, M eCAM peHb B OTHOLUeHMM OTHeCeHHblX CyMM npHÖbl/lM 
maöt o cyMMax, KOTopbie Mornn 6bi öbiTb no/iyneHbi npeA- 
npHHTMeivi nepßoro ynoMHHyToro rocypapcTBa npn coBnaAeHMM 
ycnoBMM, cornacoßaHHbix Mex<Ay yKa3aHHbiMM npeAnpMHTMH- 
mm, c ycnoBMHMM, KOTopbie öbi/iM 6bi cornacoBaHbi MexAy He3a- 
BMCMMblMM npeAnpMHTMHMM, TO APyrOe TOCyAapCTBO np0M3B0- 
AHT COOTBeTCTBytOLUyra KOppeKTHpOBKy K CyMMe HaHMCAeHHblX 
CyMM npHÖblAH. ripM TaKOM KOppeKTMpOBKe AOAX<Hbl ÖbiTb co- 
öniOAeHbi ocTaAbHbie nonox<eHMH HacTOHPjero CornapjeHMH; 
b cnynae HeoöxoAMMOCTM KOMneTeHTHbie opraHbi floroBapn- 
BaiOLAHXCH TOCyAapCTB BCTynaiOT BO B3aMMHbie KOHCyAbTapMM. 

CTaTbfl 10 
flktBMAeHAbl 

1. flMBMAeHAbi, BbinnaHMBaeMbie KOMnaHMeil, HBAHioupeMCH 
pe3HA6HT0M floroBapHBatOLperocn TocypapcTBa, pe3MAeHTy 
Apyroro floroßapMBaiopierocH rocypapcTBa, MoryT oönaraTbCH 
HanoraMM b stom ApyroM rocypapcTBe. 

2. YKa3aHHbie ambmaöh pbi MoryT, opHaKO, TaKxe oönaraTb- 
cn HanoroM b tom floroßapHBaioiAeMCH rocypapcTBe, b kotopom 
KOM naHMH, BbinnaHMBaKDPian AMBMpeHpbi, HBAHeTCH pe3MpeH- 
TOM, B COOTBeTCTBHM C erO 3aKOHOAaTenbCTBOM; 0AH3K0, eenH, 
npaBOOönapaTeneM AMBMpeHpoB HBAHeTCH pe3MpeHT Apyroro 
floroBapMBaiopierocH rocypapcTBa, to Hanor He ponx<eH npe- 
BblPjaTbi 

a) 0 npopeHTOB ot BanoBOM cyMMbi AMBMpeHpoB, ecnn npaBO- 
oönapaTeneM hbahctch KOMnaHMH (3a MCKmoneHMeM npo- 
CToro TOBapnp^ecTBa), KOTopan npnMO BnapeeT He MeHee 
neM 50 npopeHTaMM KanMTana BbinnaHMBaiopjeM ahbhaöh- 
Abi KOMnaHMH m MHBecTMpoBana öonee neM 3.000.000 (Tpn 
MM/iAMOHa) eBpo, mah ero SKBMBaneHTHyio cyMMy b KanMTan 
KOMnaHMH BbinAaHMBatOipeM AMBMpeHpbi; 

b) 5 npopeHTOB ot BanoBOM cyMMbi AMBMpeHpoB, ecnn npaBO- 
oönapaTeneM RBnneTCH KOMnaHMH (3a MCKmoneHMeM npo- 
CToro TOBapMP^ecTBa), KOTopan npHMO BnapeeT He MeHee 
neM 10 npopeHTaMM KanMTana BbinnanMBaiOLpeM ambmaöh- 
Abi KOMnaHMH m MHBecTMpoBana öonee neM 100.000 (cto 
thchh) eBpo, MnM ero SKBMBaneHTHyio cyMMy b KanMTan 
KOMnaHMH BbinnaHMBaiOLpeM AMBMpeHpbi; 

c) 10 npopeHTOB ot BanoBOM cyMMbi AMBMpeHpoB bo Bcex 
MHbix cnynaHX. 

nonoxeHMH HacTOHPjero nyHKTa He 3aTparMBaiOT Hanorooöno- 
XeHMH KOMnaHMH B OTHOPjeHMM CyMM npMÖbinM, M3 KOTOpblX 
BbinnaHMBaiOTCH AMBMpeHpbi. 

3. ynoTpeönneMbiM b HacTonipeM CTaTbe TepMMH «ambm- 
AeHAbi» 03HanaeT AOxoAbi ot aKpMM, no npaßaM mtim cepTMCJtM- 
KaTaM Ha ynacTMe b npMÖbinM, ot akpmm ropHopoöbiBaiopjeM 
npoMbipjneHHOCTM, no ynpepMTenbCKMM naHM mah nponne po- 
xo a bi , KOTopbie no 3aKOHOAaTenbCTBy rocypapcTBa, pe3MpeH- 
TOM KOTOpOrO HBAHeTCH KOMnaHMH, paCnpeAeAHIOLpaH npMÖblAb, 
npMpaBHMBaKDTCH B HanOTOBOM OTHOPjeHMM K AOXOpaM OT aK- 
Pmm, a TaKxe cyMMbi npMÖbinM, pacnpepenHeMbie no cepTM- 
cjtMKaTaM naeßoro MHBecTMpMOHHoro cfiOHAa. 

4. nonoxeHMH nyHKTOB 1 m 2 HacTOHPjen CTaTbM He npn- 
MeHHiOTCH, ecnM Bnapenep ambma6haob, hbahiopjmmch pe3M- 
AeHTOM floroBapMBaiouperocH TocyAapcTBa, ocypjecTBnneT npeA- 
npMHMMaTenbCKyio AenTenbHOCTb b ApyroM floroBapMBaiopieMCH 
fOCyAapCTBe, pe3MAeHTOM KOTOpOrO HBAHeTCH KOMnaHMH, Bbl- 
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eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, 
für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist 
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 


(5) Erzielt eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft 
Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, so darf 
dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten 
Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an 
eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden oder 
dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebsstätte 
oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft 
einer Steuer für nicht ausgeschüttete Gewinne unterwerfen, 
selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nicht aus- 
geschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat 
erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. 


Artikel 11 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine 
im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, 
können nur im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ 
bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die 
Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert 
sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Auf- 
gelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für ver- 
spätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(3) Der Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Ver- 
tragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche 
Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine selb- 
ständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung aus- 
übt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung 
gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 


(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, 
gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den Betrag, 
den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Be- 
ziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den 
letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über- 
steigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen 
und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können nur im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenz- 
gebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die Benut- 


nnanuBaioinaH flnBnfleHflbi, nepe3 pacnonoxeHHoe b HeM no- 
CTOHHHoe ynpexAeHne ham OKa3t>iBaeT b stom ApyroM rocy- 
AapcTBe He3aßucnMbie nnHHbie ycnyrn nepe3 HaxoARAjyiocH 
b HeM nocTOHHHyio 6a3y, n floneßoe ynacTMe, b OTHOAieHMH 
KOToporo BbmnaHMBatoTCH AMBMAöHAbi, peanbHO cbr33ho c Ta- 
KMM nOCTOHHHblM ynpeXAGHMeM MAM TSKOM nOCTOHHHOM Öa30M. 
B TaKOM cnynae npnMeHRiOTCA nonoxeHMH CTaTbM 7 nnn CTaTbM 14 
HacTOHLuero CornaujeHMH. 

5. B cnynae, ecnn noMnaHnn, h bah io Aiancn pe3HAeHTOM 
floroBapriBaiOLLierocH TocyAapcTBa, nonynaeT npnöbinb nnn ao- 
xoAbi n3 Apyroro floroßapnBaiOAjerocH TocyAapcTBa, to sto 
Apyroe rocyqapcTBO He MOxeT hm oönaraTb HanoroM ambm- 
ASHAbi, BbinnaHMBaeMbie stom noMnaHnen, 3a ncnmoHeHneM 
cnynaeB, noma Tanne AMBMASHAbi BbinnannBaiOTCH pe3HAeHTy 
3Toro Apyroro TocyAapcTBa mtim norAa xonAMHr, b OTHOLueHnn 
KOToporo BbmnaHMBaKDTCH AMBMAeHAbl, peanbHO CBH33H c pac- 
nonox<eHHbiMM b stom ApyroM rocyAapcTBe nOCTOHHHblM ynpe- 
>KASHHeM MAM nOCTOHHHOM Öa30M, HM nOABepraTb CyMMbl npn- 
öbinM Tanon KOMnaHMM HanoroM Ha HepacnpeAeneHHyKD npn- 
öbinb, Aaxe ecnn BbinnaneHHbie AMBMAöHAbi nnn Hepacnpe- 
AeneHHan npnöbmb nonHOCTbK) nnn h3ctmhho coctoht m3 cyMM 
npMÖbinM mam aoxoaob, noAyneHHbix b stom ApyroM rocyAapcTBe. 

CTaTbH 11 
ripOLieHTbl 

1. ripOLteHTbl, B03HMKLiJMe B floroBapMBatOLueMCH TocyAap- 
CTBe m BbinnaHMBaeMbie pe3HAeHTy Apyroro floroBapMBaiOLAe- 
rocH rocyqapcTBa, MoryT oönaraTbcn HanoraMM TOAbKO b stom 
ApyroM rocyqapcTBe. 

2. ynoTpeöAHeMbiM b HacTomueM CTaTbe TepMMH «npopeH- 
Tbi» 03HanaeT aoxoaw ot AonroBbix TpeöoBaHMM nioöoro bmas, 
BHe 33BMCMM0CTM OT MnOTeHHOrO OÖeCneneHMA, M, B H3CTH0CTM, 
AOXOAbl no TOCyAapCTBeHHblM 3aÜMaM M OÖAMraUMHM, BKAIOHan 
CBA3aHHbie C HMMM npeMMM, a T3K>Ke BblMrpblLAM nO BblMrpblLA- 
HbiM 3aÜMaM. rieHM 3a HecBoeßpeMeHHyio BbinnaTy He CHMTa- 
IOTCH npOLieHTaMM B nOHMM3HMM HaCTOALAeM CTaTbM. 

3. rioAOxeHMA nyHKTa 1 HacTOHiAeü CTaTbM He npMMeHHiOT- 
ch, ecnM npaBOOönaAaTenb, hbaaiolammca pe3MAöHTOM floroßa- 
pnBaiOLLierocR TocyAapcTBa, ocyinecTBAneT npeAnpMHMMaTenb- 
cnyio AeriTenbHOCTb b ApyroM floroBapMBaiOLueMCH rocyqapcT- 

Be, B KOTOpOM npOLjeHTbl B03HMKAM, Hepe3 paCnOAOXeHHOe B HeM 
nocTOHHHoe ynpexAeHMe mam ona3biBaeT b stom ApyroM Tocy- 
AapcTBe He3aBMCMMbie nMHHbie ycnyrn nepe3 HaxoARiAyiocA 
b HeM nocTOAHHyio 6a3y, m AonroBoe TpeöoBaHMe, no KOTopoMy 
BbinnaHMBatOTcn npopeHTbi, peanbHO othocmtca k TanoMy 
nocTORHHOMy ynpexAeHMio mam Tanon nOCTOHHHOM 6a3e. B Ta- 
kom cnynae npnMeHRiOTCH nonoxeHMR CTaTbM 7 mam CTaTbn 14 
HacTORLuero CornaiueHMR. 

4. Ecam BcneACTBne ocoöbix OTHOuieHMM Mex<Ay nnaTenb- 
lamkom m npaßooönaAaTeneM mam MexAy naxAbiM M3 hmx m 
KaKMM-AMÖO TpeTbMM AMAOM CyMMa npOqeHTOB OTHOCMTenbHO 
AonroBoro TpeöOBaHnn, Ha ocHOBaHMM KOToporo OHa Bbinna- 
HMBaeTCR, npeBbiujaeT cyMMy, noTopaR öbina 6bi cornacoBaHa 
Mex<Ay nnaTenbAinnoM n npaBOOönaAaTeneM npn OTcyTCTBMM 
Tannx OTHOiueHMM, to nonoxeHMR HacTORiAeü CTaTbM npnMeHR- 
hdtcr TOAbKO k nocneAHeM ynoMRHyTOM cyMMe. B TanoM cnynae 
M36biTOHHan cyMMa MOxeT oönaraTbCR HanoroM b cooTBeTCT- 
bmm c 3anoHOAaTenbCTBOM naxAoro M3 floroßapMBaiomMxcH 
TocyAapcTB m c yneTOM MHbix nonoxeHMM HacTORAtero Corna- 
AjeHMR. 

CTaTbn 12 
PonATM 

1. Poratm, B03HMKAjne b floroßapMBaiOAieMCH locyAapcTBe M 
BbinnaHMBaeMbie pe3MAßHTy Apyroro floroßapMBaiOAierocH 
TocyAapcTBa, MoryT oönaraTbcn HanoroM Tonbno b stom ApyroM 
rocyAapcTBe. 

2. ynoTpeönneMbiM b HacTORAien CTaTbe TepMMH «poratm» 
03HanaeT B03HarpaxAßHMR nioßoro bmas, noTopbie Bbinnann- 
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zung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an 
literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, 
einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten, Waren- 
zeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln 
oder Verfahren oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmän- 
nischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 
Der Ausdruck „Lizenzgebühren“ beinhaltet auch Vergütungen 
jeder Art für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung von 
Namen, Bildern oder sonstigen vergleichbaren Persönlichkeits- 
rechten sowie Entgelte für die Aufzeichnung der Ver- 
anstaltungen von Künstlern und Sportlern durch Rundfunk- oder 
Fernsehanstalten. 

(3) Der Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Ver- 
tragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerb- 
liche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine 
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung 
ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenz- 
gebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte 
oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 


(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenz- 
gebühren, gemessen an der zugrunde liegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den 
letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über- 
steigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens bezieht, 
das im anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien und sonstigen 
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Aktivvermögen - direkt 
oder indirekt - überwiegend aus unbeweglichem Vermögen in 
einem Vertragsstaat besteht, können in diesem Staat besteuert 
werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat 
hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung 
steht, einschließlich derartiger Gewinne, die bei der Ver- 
äußerung einer solchen Betriebsstätte (allein oder mit dem 
übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung 
erzielt werden, können im anderen Staat besteuert werden. 


(4) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen, die im internationalen Verkehr betrieben werden, 
und von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser 
Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertrags- 
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 


BaiOTCH 3a Mcnonb30BaHne nnöo npeflOCTaBneHne npaßa hc- 
nonb30BaHMR aBTopcKMX npaß Ha npoM3BefleHMH nMTepaTypbi, 
MCKyccTBa nnn HayKM, BK/iionari KMHeMaTorpacfiMHecKMe cftunb- 
Mbi, naieHTOB, ToproBbix 3HaKOB, oöpa3qoB nnn MOfleneti, cxeM, 
ceKpeTHbix cjDopMyji nnn TexHonornti, nnn 3a nepeflany hh- 
cJtopMapHu, KacaiomeMcn npoMbiwneHHoro, KOMMepnecKoro nnn 
HayHHoro onbiTa.TepMMH «ponnTH» TaKxe BK/nonaeT B03Harpa- 
xcfleHMH nioöoro BM,qa 3a ncnonb30BaHne nnöo npeaocTaBne- 
Hne npaßa ncno/ib30ßaHHH wvieH, nopTpeTOB nnöo mhhx aHa- 
nomHHbix nMHHbix npaB, a TaKxe BbinnaTbi 3a 3anncb npea- 
CTaB/ieHMM apTMCTOB h cnopTCMeHOB, npoM3BefleHHyto paflno- 
nnn TeneKOMnaHMHMM. 

3. nonoxeHMH nyHKTa 1 HacTOHmen CTaTbH He npmvieHR- 
iotch, ecnn npaßooönaflaTenb, rbjirhdlummcr pe3MfleHTOM flo- 
roßapuBaioiiierocH TocyflapcTBa, ocymecTBaneT b flpyroM floro- 
BapHBaiOLLieMCH TOCyflapCTBe, B KOTOpOM B03HMKJ1M nML(eH3M0H- 
Hbie nnaTexn, npeflnpMHMMaTenbCKyio fleHTenbHOCTb nepe3 
pacnonoxeHHoe b HeM nocTOHHHoe ynpexaeHne nnn 0Ka3bi- 
ßaeT b 3tom flpyroM rocyqapcTBe He3aBncnMbie nnHHbie ycnyrn 
nepe3 HaxoflRiuyiocH b HeM nocTORHHyio 6a3y, h npaBa nnn 
MMymeCTBeHHbie LjeHHOCTM, B OTHOLLieHMM KOTOpblX np0M3B0- 
flHTCH /lML(eH3MOHHbie nnaTeXM, peanbHO CBR3aHbl C TaKMM no- 
CTORHHblM ynpeXfleHMeM HJ1M TaKOM nOCTORHHOM Öa30M. B Ta- 
kom cnynae npmvieHHKDTCR nonoxeHMH CTaTbH 7 nnn CTaTbH 14 
HacTORLuero CornaweHMH. 

4. Ecnn BcneßCTBMe ocoöbix OTHomeHMM Mexay nnaTenb- 
llimkom m npaBOOönaflaTeneM nnn Mexay KaxflbiM M3 hmx m 
K aKMM-nMöo TpeTbMM nnuoM cyMMa nnueH3M0HHbix nnaTexen 
OTHOCMTetibHO oö^eMa ycnyr, nexamMx b hx ocHOBe, npeßbi- 
luaeT cyMMy, KOTopaa öbma öbi comacoßaHa Mexay nnaTenb- 
llimkom h npaBOOönaflaTeneM npn OTcyTCTBMM tbkhx OTHome- 
HMM, TO nOflOXeHMH HaCTORLUeÜ CTaTbH npHMeHHIOTCR TOnbKO 
k nocneflHen ynoMHHyTon cyMMe. B TaKOM cnynae H3öbiT0HHaR 
cyMMa MOxeT oönaraTbCR HanoroM b cootbotctbhh c 3aKOHO- 
flaTenbCTBOM Kaxfloro H3 floroBapnBaiomMxcH rocyqapcTB h 
c yneTOM mhhx nonoxeHMH HacTORiitero CornaiiieHMR. 


CTaTbfl 13 

flOXOflbl OT OTHyXfleHHR HMyiflecTBa 

1. floxoflbi, nonynaeMbie pe3HfleHT0M floroBapMBaiomerocH 
TocyflapcTBa ot OTHyxfleHHH HeflBMXMMoro HMymecTBa, koto- 
poe pacnonoxeHO b flpyroM floroBapnBaiomeMCH TocyflapcTBe, 
MoryT oönaraTbCR HanoraMM b stom flpyroM TocyflapcTBe. 

2. floxoflbi ot OTHyxfleHHR aKUHÜ h npoHHX flonen ynacTMH b 
KOM naHHM, aKTHBbl KOTOpOM npeHMyifleCTBeHHO, npHMO Hnn 
KOCBeHHO coctort M3 HeflBHXMMoro HMymecTBa, pacnonoxeH- 
Horo b floroßapHBaiOLLieMCH TocyflapcTBe, MoryT oönaraTbCR Ha- 
noraMM B 3T0M [OCyflapCTBe. 

3. floxoflbi ot OTHyxfleHHH flBMXHMoro HMymecTBa, npefl- 
CTaBnHiOLuero coöom aKTHBbi nocTOHHHoro ynpexfleHMR, koto- 
poe npeflnpHRTHe floroBapMBaiomerocH rocyaapcTBa MMeeT 
b flpyroM floroBapHBatomeMCR TocyflapcTBe, hrh OTHOcnmerocR 
k nOCTORHHOM öa3e, KOTopoH pacnonaraeT pe3HfleHT floroBa- 
pMBaiomerocH rocyaapcTBa ann OKa33HHR He3aBHCHMbix rhh- 
Hbix ycnyr b flpyroM floroBapnBaiomeMCH TocyflapcTBe, bkrio- 
naR TaKxe floxoflbi ot OTHyxfleHHH HMymecTBa, KOTopbie 
H3BneKaiOTCR B CBH3M C OTHyXfleHMeM TaKOrO nOCTOHHHOrO 
ynpexaeHMR (OTflenbHO nnn BMecTe c ocTanbHbiM npeanpMH- 
TneM) nnn TaKOM nOCTORHHOM öa3bi, MoryT oönaraTbCR Hano- 
raMM b 3tom flpyroM TocyflapcTBe. 

4. floxoflbi OT OTHyxfleHHH MOpCKMX HRM B03flymHblX CyflOB, 
SKcnnyaTHpyeMbix b MexflyHapoflHbix nepeß03Kax, a Taxxe 
flBMXHMoro HMymecTBa, npeflHa3HaHeHHoro flnn SKcnnyaTaqHH 
MopcKHx nnn B03flymHbix cyflOB, MoryT oönaraTbCR HanoraMM 
TOnbKO b tom floroBapHBatomeMCR TocyflapcTBe, b kotopom 
HaxofiHTCR MecTO cjtaKTHHecKoro ynpaßneHHH npeflnpMRTHH. 
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(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 bis 4 
nicht genannten Vermögens können nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

(6) Bei einer natürlichen Person, die in einem Vertragsstaat 
während mindestens fünf Jahren ansässig war und die im 
anderen Vertragsstaat ansässig geworden ist, berührt Absatz 5 
nicht das Recht des erstgenannten Staates, bei Anteilen an 
Gesellschaften, die im erstgenannten Vertragsstaat ansässig 
sind, nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei der 
Person einen Vermögenszuwachs bis zu ihrem Wohnsitz- 
wechsel zu besteuern. In diesem Fall wird der im erstgenannten 
Staat besteuerte Vermögenszuwachs bei der Ermittlung des 
späteren Vermögenszuwachses durch den anderen Staat nicht 
einbezogen. 


Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
natürliche Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger 
selbständiger Tätigkeit bezieht, können nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, dass der Person im anderen Ver- 
tragsstaat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste 
Einrichtung zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste 
Einrichtung zur Verfügung, so können die Einkünfte im anderen 
Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser 
festen Einrichtung zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfasst insbesondere die 
selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künst- 
lerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die 
selbständige Tätigkeit der Ärzte, Zahnärzte, Rechtsanwälte, 
Ingenieure, Architekten und Buchsachverständigen. 


Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 19 können Gehälter, Löhne 
und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im 
anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, 
so können die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat 
besteuert werden. 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im anderen 
Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im 
erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 


a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger 
als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten, der 
während des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, 
aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen 
Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat 
ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für eine an Bord eines Seeschiffs 


5. floxoflbi ot OTHy>KfleHMH MMyigecTßa, He o6o3HaHeHHoro b 
nyHKTax 1 - 4 HacTomgeM CTaTbM, MoryT oönaraTbcn HanoraMM 
TonbKO b floroBapMBaiOLueMCFi rocyaapcTBe, pe3MgeHT0M koto- 
poro HB/ineTCH nrnjo, OTHyx<aaiOLaee sto MMyigecTBO. 

6. ripHMeHHTe/lbHO K Cj}M3MHeCKOMy nML|y, HBJlRBLUeMyCH pe- 
3MfleHTOM floroBapHBaiomerocn rbcygapcTBa Ha npoTHxeHMM 
He MeHee nHTn neT m CTaBiueMy pe3MgeHT0M gpyroro floroBa- 
pi/iBatomerocH rocygapcTBa, nonoxeHMH nyHKTa 5 HacTomgeM 
CTaTbM He 3aTparMBaiOT npaßa nepßoro ynoMHHyToro rocygap- 
CTBa noflßepraTb npnpocT MMymecTBa ynoMHHyToro nMga b ot- 
HOLueHMM goneM ynacTMH b KOMnaHMnx, HBnrtiOLgnxcH pe3M- 
fleHTOM nepßoro ynoMHHyToro floroßapnBaiomerocH rocyqapcT- 
Ba, HanorooßnoxeHMto b cootb6tctbmm c ero HauMOHanbHbiMM 
npaBOBbIMM aKTaMM Bn/lOTb flO MOMeHTa CMeHbl J1MLIOM MeCTO- 
XMTenbCTBa. B TaKOM cnynae npnpocT MMyigecTBa, oönoxeH- 
HbiM HanoroM b nepBOM ynoMHHyTOM locyaapcTBe, He öygeT 
npMHMMaTbCH b yneT flpyrMM rocyqapcTBOM npn MCHMcneHMM 
nocnegyioaiero b ganbHeMweM npnpocTa MMymecTBa. 

CTaTbn 14 

He3aBMCMMbie nMHHbie ycnyrM 

1. floxoflbi, nonyHaeMbie pe3MgeHT0M floroBapHBaiomerocH 
rocyqapcTBa ot 0Ka3aHMH npo<£eccMOHanbHbix ycnyr mtim ot 
nponeü geriTenbHOCTM He3aBMCMMoro xapaKTepa, MoryT oöna- 
raTbcn HanoroM TonbKO b stom rocypapcTBe, ecnM TonbKO sto 
J ingo b flpyroM floroßapMBaiOLueMCH rocypapcTBe flnn ocymecT- 
B/ieHMH CBoeti flenTenbHOCTM oßbiHHO He pacnonaraeT no- 
ctohhhom 6a30M. EcnM oho pacnonaraeT TaKOM nocTOHHHOM 
6a30ü, to floxoflbi MoryT oönaraTbcn HanoroM b stom npyroM 
TocyflapcTBe, OflHaKO riMiub nocTonbKy, nocKonbKy ohm MoryT 
6 bi Tb OTHeceHbi k stom nocTOHHHOM 6a3e. 

2. TepMMH «npocjDeccMOHa/ibHbie ycnyrM» BKnionaeT, b nacT- 
hoctm, He3aBMCMMO ocyinecTBnneMyio HaynHyio, nMTepaTypHyio, 
BOcnMTaTenbHyio mhm npenoaaBaTenbCKyio aeHTenbHOCTb, 
He3aBMCMM0 ocymecTBaneMyio flenTenbHOCTb b oönacTM mc- 
KyccTB, a TaK>xe He3aBMCMMyio flenTenbHOCTb BpaneM, CTOMa- 
TonoroB, aßBOKaTOB, MHxeHepoB, apxMTeKTopoß, SKcnepTOB 
b oönacTM öyxranTepcKoro aena m ayaMTopoB. 

CTaTba 15 
PaöoTa no HaÜMy 

1. C yneTOM nonoxeHMM CTaTeil 16-19 HacTomgero Corna- 
laeHMH xanoBaHbe, 3apa6oTHan nnaTa m aHanorMHHbie B03Ha- 
rpax<aeHMH, nonynaeMbie pe3MaeHT0M floroBapHBaioiaerocH 
TocyaapcTBa ot paöo™ no HaMMy, MoryT oönaraTbcn HanoroM 
TonbKO b stom TocyaapcTBe, ecnM TonbKO paöoTa He Bbinon- 
HHeTCH b apyroM floroßapMBaiomeMCH TocyaapcTBe. EcnM 
paöoTa BbinonHHeTcn b HeM, to nonyneHHbie b stom cbh3m 
B03Harpax<aeHMH MoryT oönaraTbcn HanoroM b stom apyroM 
rocyaapcTBe. 

2. HecMOTpn Ha nonox<eHMH nyHKTa 1 HacTOHiaeü CTaTbn, 
B03Harpax<aeHMH, nonynaeMbie pe3MaeHTOM floroßapMBaioaie- 
rocH TocyaapcTBa b cbh3m c paöoTOM no HaMMy, ocymecTBnn- 
eMOü b apyroM floroBapMBaKDiaeMcn rocyaapcTBe, MoryT oöna- 
raTbCH HanoroM TonbKO b nepBOM ynoMHHyTOM rocyaapcTBe, 
ecnn: 

a) nonynaTenb npeöbiBaeT b apyroM locyaapcTBe b oöiaeil cnox<- 
hoctm He öonee neM 183 aHn b TeneHMe nioöoro ase- 
HaaaaTMMecHHHoro nepnoga, HanMHaioigerocH mhm 3aKaH- 
HMBaioiaerocn b cooTBeTCTByiOLgeM HanoroßOM rogy, m 

b) B03Harpax<aeHMH BbinnaHMBatoTcn paöoTogaTeneM mhm ot 
MMeHM paöoTogaTenn, KOTopbiM He HBnneTcn pe3MgeHT0M 
gpyroro rocygapcTBa, m 

c) pacxogbi no BbinnaTe B03Harpax<aeHMM He HecyT nocTO- 
RHHoe ynpexgeHMe MnM nocTOHHHan 6a3a, KOTopwe paöo- 
TogaTenb MMeeT b apyroM rocyaapcTBe. 

3. HecMOTpn Ha npegbiayajMe nonoxeHMn HacTomgeM CTaTbM, 
B03Harpax<aeHMn 3a paöoTy no HaMMy, KOTopan ocymecTBnn- 
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oder Luftfahrzeugs im internationalen Verkehr ausgeübte 
unselbständige Arbeit in dem Vertragsstaat besteuert werden, in 
dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unter- 
nehmens befindet, das das Schiff oder Luftfahrzeug betreibt. 


Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche 
Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person in 
ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungs- 
rats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist, können im anderen Staat besteuert werden. 


Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 können Einkünfte, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als Künstler, wie 
Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, 
oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich 
ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 


(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder 
Sportler in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit 
nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen 
Person zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der 
Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in 
dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 


(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von 
Künstlern oder Sportlern in einem Vertragsstaat ausgeübten 
Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder über- 
wiegend aus öffentlichen Mitteln des anderen Staates oder einer 
seiner Gebietskörperschaften oder von einer im anderen Staat 
als gemeinnützig anerkannten Einrichtung finanziert wird. In 
diesem Fall können die Einkünfte nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem die Person ansässig ist. 


Artikel 18 

Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 können Ruhe- 
gehälter und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertrags- 
staat ansässige Person aus dem anderen Vertragsstaat erhält, 
nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 

(2) Bezüge, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natür- 
liche Person aus der gesetzlichen Sozialversicherung des 
anderen Vertragsstaats erhält, können abweichend von Absatz 1 
nur in diesem anderen Staat besteuert werden. 


(3) Wiederkehrende und einmalige Vergütungen, die ein Ver- 
tragsstaat oder eine seiner Gebietskörperschaften an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person als Entschädigung für 
politische Verfolgung oder für Unrecht oder Schäden aufgrund 
von Kriegshandlungen (einschließlich Wiedergutmachungsleis- 
tungen) oder des Wehr- oder Zivildienstes oder eines Ver- 
brechens, einer Impfung oder ähnlicher Vorkommnisse zahlt, 


eTcn Ha öopTy MopcKoro mam B03qyqjHoro cyqHa, aKcnnya- 
TMpyeMoro b MexqyHapoqHbix nepeB03Kax, MoryT oönaraTbcn 
Ha/ioroM b tom floroBapMBatoineMCH rocyqapcTBe, b kotopom 
HaxoflMTcn MecTO cjDaKTMHecKoro ynpaB/ieHMH npeqnpMATMA, 
SKCn/iyaTMpyiOLuero cyqHO mam B03qywH0e cyqHO. 

CTaTbfl 16 

Bo3Harpa>KAeHMFi nrieHOB HaÖAKtqaTenbHbix coBeTOB 
M COBeTOB AMpeKTOpOB 

Bo3HarpaxqeHMA nneHOB HaöAioqaTeAbHbix cobbtob mam 
coBeTOB AHpeKTopoB m aHa/iorMHHbie Bbin/ia™, nonynaeMbie 
pe3HA6HT0M floroBapi/iBaiOLLierocH rocyqapcTBa b KanecTBe 
H/ieHa Haö/iiOAaTenbHoro coßeTa mau coßeTa qMpeKTopoB 
KOMnaHMM, HBAHiOLueMCH pe3MqeHTOM Apyroro flOrOBapMBaiO- 
LAerocH rocyAapcTBa, MoryT oöAaraTbCA HaqoraMM b stom qpy- 
tom rocyAapcTBe. 

CTaTbn 17 

PaÖOTHMKM MCKyCCTB M CnOpTCMeHbl 

1. HecMOTpn Ha noAOxeHMA CTaTefi 7, 14 m 15 HacTOHLuero 
CorAaweHMA, qoxoqbi, noAynaeMbie pe3MqeHTOM floroBapM- 
BaioiAerocH rocyqapcTBa b KanecTBe paöoTHMKa HCKyccTB, 
TaKoro, Kax apTMCTa TeaTpa, kmho, paqMO m TeqeBMqeHMA, mam 
M y3biKaHTa, a TaKxe b KanecTBe cnopTCMeHa ot ero amhho 
ocyLuecTBAneMOH qenTeAbHOCTM b ApyroM floroBapMBaiOLqeM- 
cn rocyAapcTBe, MoryT oöAaraTbCH HaAoroM b stom ApyroM 
rocyqapcTBe. 

2. B CAynae, ecAM AOxoAbi ot ocymecTBAneMOM amhho 
paÖOTHMKOM MCKyCCTB MAM CnOpTCMeHOM B T3K0M CBOeM Ka- 
necTBe AenTeAbHOCTM HanMCAAiOTCA He caMOMy paöoTHMKy 
MCKyCCTB MAM CnOpTCMeHy, a MHOMy AMLiy, TO 3TM AOXOAbl, 
HecMOTpn Ha noAOxeHMA CTaTeü 7 14 m 15 HacTOHLuero 
CorAameHMA, MoryT oöAaraTbCA hbaotom b tom floroßapM- 
BaiomeMCA rocyqapcTBe, b kotopom paöoTHMK MCKyCCTB mam 
cnopTCMeH ocyiqecTBAAeT cbokd qeATeAbHOCTb. 

3. ilOAOXeHMA nyHKTOB 1 M 2 HaCTOAmeÜ CT3TbM He npM- 
MeHAIOTCA K AOXOqaM OT qeATeAbHOCTM, OCymeCTBAAeMOM 
paÖOTHMKaMM MCKyCCTB MAM CnOpTCMeHAMM B flOrOBapMBaKD- 
qieMCA rocyqapcTBe, ecAM mx npeöbiBaHMe b stom rocyqapcTBe 
noAHOCTbio mam npeMMyqjecTBeHHO cjDMHaHCMpyeTCA 3a cneT 
rocyqapcTBeHHbix cpeqcTB qpyroro floroBapMBaiOLqerocA Tocy- 
qapcTBa mam oahoto M3 ero TeppMTopMaAbHO-aqMMHMCTpaTMB- 
Hbix noqpa3qeAeHMM, amöo opraHM3aqMeM, npM3HaHH0M b stom 
A pyroM rocyqapcTBe oömecTBeHHO noqe3HOM (ÖAaroTBopM- 
TeAbHOM). B tskom CAynae qoxoqbi MoryT oöAaraTbCA TOAbKO 
b floroßapMBaioqieMCA rocyqapcTBe, pe3MqeHTOM KOToporo 
ABAAeTCA paÖOTHMK MCKyCCTB MAM CnopTCMeH. 

CTaTbfl 18 

IleHCMM m aHanomHHbie BbinnaTbi 

1. C yneTOM noAOxeHMM nyHKTa 2 CTaTbM 19 HacTOAujero 
CoraaujeHMA neHCMM m aHaAorMHHbie B03HarpaxqeHMA, koto- 
pwe noAynaeT pe3MqeHT floroBapMBatouierocA rocyqapcTBa M3 
qpyroro floroßapMBaioiqerocA rocyqapcTBa, MoryT oöAaraTbCA 
HaAoroM TOAbKO b nepBOM ynoMAHyTOM iocyqapcTBe. 

2. BbinAaTbi, KOTopbie noAyHaeT cf>M3MHecKoe amljo, abaa- 
rameecA pe3MqeHT0M floroBapMBaiOLqerocA rocyqapcTBa, 3a 
cneT oÖA3aTeAbHoro coqMaAbHoro CTpaxoBaHMA qpyroro floroßa- 
pMBaioqierocA rocyqapcTBa, b otammmc ot noAOxeHMM nyHKTa 1 
HacTonmeM CTaTbM MoryT oöAaraTbCA HaAoroM TOAbKO b stom 
qpyroM rocyqapcTBe. 

3. riepMoqMHecKMe m eqMHOBpeMeHHbie B03HarpaxqeHMA, 
KOTopbie BbinnaHMBaeT floroBapMBaioqieecA TocyqapcTBO mam 
oaho M3 ero TeppMTopMaAbHO-aqMMHMCTpaTMBHbix noqpa3qe- 
AeHMM pe3MqeHTy qpyroro floroBapMBaiOLqerocA rocyqapcTBa 
b B03MemeHMe ymepöa, noHeceHHoro BCAeqcTBMe noAMTMnec- 
Koro npecAeqoßaHMA, b B03MeqjeHMe np0TMB03aK0HH0CTM mam 
ymepöa BCAeqcTBMe BoeHHbix qeMCTBMM (BKAionaA KOMneHca- 
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können abweichend von Absatz 1 nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden. 


Artikel 19 
Öffentlicher Dienst 


( 1 ) 

a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen 
Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften oder einer anderen juristischen Per- 
son des öffentlichen Rechts dieses Staates an eine natür- 
liche Person für die diesem Staat, einer seiner Gebiets- 
körperschaften oder einer anderen juristischen Person des 
öffentlichen Rechts geleisteten Dienste gezahlt werden, 
können nur in diesem Staat besteuert werden. 


b) Diese Vergütungen können jedoch nur im anderen Vertrags- 
staat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat 
geleistet werden und die natürliche Person in diesem Staat 
ansässig ist und 

i. ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 


ii. nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig 
geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

( 2 ) 

a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einer seiner 
Gebietskörperschaften oder einer anderen juristischen Per- 
son des öffentlichen Rechts dieses Staates oder aus von 
diesem Staat, einer seiner Gebietskörperschaften oder einer 
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts 
errichteten Sondervermögens an eine natürliche Person für 
die diesem Staat, einer seiner Gebietskörperschaften oder 
einer anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts 
geleisteten Dienste gezahlt werden, können nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

b) Diese Ruhegehälter können jedoch nur im anderen Vertrags- 
staat besteuert werden, wenn die natürliche Person in 
diesem Staat ansässig und ein Staatsangehöriger dieses 
Staates ist. 

(3) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, 
die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats, einer seiner Gebietskörperschaften oder einer 
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses 
Staates erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 oder 18 
anzuwenden. 


(4) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die im 
Rahmen eines Programms der wirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit eines Vertragsstaats oder einer seiner Gebiets- 
körperschaften aus Mitteln, die ausschließlich von diesem Staat 
oder der Gebietskörperschaft bereitgestellt werden, an Fach- 
kräfte oder freiwillige Helfer gezahlt werden, die in den anderen 
Vertragsstaat mit dessen Zustimmung entsandt worden sind. 


(5) Absatz 1 und 2 gelten entsprechend für Vergütungen, die 
vom oder für das Goethe-Institut oder den Deutschen Aka- 
demischen Austauschdienst der Bundesrepublik Deutschland 
gezahlt werden. Eine entsprechende Behandlung der Ver- 
gütungen anderer vergleichbarer Einrichtungen der Vertrags- 
staaten kann durch die zuständigen Behörden im gegenseitigen 
Einvernehmen vereinbart werden. Werden diese Vergütungen im 
Gründungsstaat der Einrichtung nicht besteuert, so gilt 
Artikel 15. 


pnoHHbie BbinnaTbi m nocoönn), o6H3aTenbHOM BoeHHOü min 
a/ibTepHaTMBHOM rpaxflaHCKOM cnyxöbi, npecTynneHun, npn- 
bmbkm mtim aHa/iorMHHbix coöbiTMM, MoryT oö/iaraTbcn HanoroM 
TO/ibKO b nepBOM ynoMHHyTOM TocyflapcTBe, b OTnunne ot 
nonoxeHMM nymcra 1 HacToruneM CTaTbu. 

CTaTbfl 19 

rocyflapcTBeHHan cny>Köa 

1 . 

a) XanoBaHbe, 3apa6oTHan nnaTa m aHa/iomnHbie B03Ha- 
rpaxfleHMH, 3a MCKJnoneHMeM neHCMM, BbinnanMBaeMbie flo- 
roßapuBaiOLUMMCFi TocynapcTBOM mtim oahmm M3 ero Teppn- 
TOpnajlbHO-aflMMHUCTpaTUBHblX nOflpa3fleneHMM, TIMÖO HHblM 
topuflMHecKMM nnL|OM nyönMHHO-npaBOBoro CTaTyca 3Toro 
TocyflapcTBa cjDM3MHecK0My nupy 3a criyxöy, ocymecTB/ia- 
eMyio fljin 3Toro TocyflapcTBa, oflHoro M3 ero TeppriTO- 
pua/ibHO-aflMMHMCTpaTMBHbix noflpa3AeneHMM mtim MHoro 
KtpriflriHecKoro nupa nyÖTiMHHO-npaBOBoro CTaTyca, MoryT 
oönaraTbca HanoroM TonbKO b stom TocyflapcTBe. 

b) yKa3aHHbie B03Harpa>KfleHMH MoryT, OflHaKO, oönaraTbca 
HanoroM TonbKO b flpyroM floroBapMBatoifleMCH rocyqapcTBe, 
ecnn yKa3aHHan c/iyxöa ocyLuecTB/ineTca b 3tom flpyroM 
TocyflapcTBe m c(DM3MHecKoe timuo HBnneTca pe3M,qeHT0M 
naHHoro TocyflapcTBa, a Taioxe: 

i. HBnneTCH HapnoHanbHbiM timliom flaHHOro locyqapcTBa 
MTIM 

ii. He CTano pe3M,qeHTOM flaHHOro TocyflapcTBa TonbKO riMiiib 
b periHx ocyLuecTBneHMH cnyxöbi. 

2. 

a) rieHCMM, BbinnanHBaeMbie floroBapHBaiOLUMMCH TocyqapcT- 
BOM MTIM OflHMM M3 eTO TeppHTOpnanbHO-aflMHHMCTpaTMB- 
Hbix noflpa3fleneHMM, timöo mhwm lopMflMnecKMM timljom 
nyönMHHO-npaBOBoro CTaTyca stoto TocyflapcTBa mtim C03- 
flaHHbix mmm cjDOHflaMH cjDM3MHecKOMy riMuy 3a cnyxöy, 
ocyiflecTBTieHHyK) atih stoto TocyflapcTBa, OflHoro H3 ero 
TeppnTopna/ibHO-aflMMHMCTpaTMBHbix noflpa3fle/ieHMM mtim 
MHoro lopMflMHecKoro nnpa nyöriHHHO-npaBOBOro CTaTyca, 
MoryT oö/iaraTbcn HanoroM TO/ibKO b stom TocyflapcTBe. 

b) yKa3aHHbie neHCMM MoryT, OflHaKO, oönaraTbcn HanoroM 
TO/ibKO b flpyroM floroBapMBatoifleMCH TocyflapcTBe, ecriM 
Cj3M3HHeCKOe TIMflO HB/ineTCH pe3MfleHT0M M HapMOHa/lbHblM 
riMflOM 3toto flpyroro TocyflapcTBa. 

3. B OTHOLueHMM B03Harpax<fleHMM h neHCMM 3a cnyxöy, 
0Ka3biBaeMyio b cbh3m c npeflnpMHMMaTeribCKOM fleriTe/ib- 
HOCTbio floroBapMBatOLflerocH [öcyqapcTBa, oflHoro M3 ero Tep- 
pnTopnaribHO-aflMMHMCTpaTMBHbix noflpa3fleneHHM mtim mhoto 
KDpnflMHecKoro TiMpa nyö/iMHHO-npaBOBOro CTaTyca, npmvieHFi- 
KDTCH nOTIOXeHMH CTaTeÜ 15, 16, 17 MTIM 18 H3CT0H Lflero Co- 
maiiieHMH. 

4. riorioxeHMH nyHKTa 1 HacTonifleM CTaTbM npMMeHHiOTcri 
COOTBeTCTBeHHO K B03H3rpa>KfleHMHM, Bbm/iaHMBaeMblM B paM- 
Kax nporpaMMbi TexHMnecKOM noMOiflM floroßapMBaioiflerocH 
TOCyflapCTBa MTIM OflHOrO M3 MX TeppMTOpMa/lbHO-aflMMHM- 
CTpaTMBHbix noflpa3flejieHMM 3a cneT cpeflCTB, BbiflenneMbix 
MCKTIIOHMTeribHO 3TMM TOCyflapCTBOM MTIM 3TMM TeppMTOpMa/lb- 
HO-aflMMHMCTpaTMBHbiM noflpa3fle/ieHMeivi, cneuMariMCTaM mtim 
AOöpoBOTibHbiM noMOiflHMKaM, HanpaBTieHHbiM b flpyroe floro- 
BapMBaioifleecH TocyqapcTBO c ero comacMH. 

5. noTioxreHMH nyHKTOB 1 m 2 HacTOHifleM CTaTbM npMMe- 
HHIOTCH COOTBeTCTBeHHO K B03Harpa>KfleHMHM, BbmjiaHMBa- 
eMblM CO CTOpOHbl MTIM OT MMeHM 1/lHCTMTyTa MM. TeTe MTIM 
TepMaHCKOM cnyxöbi aKaaeMMHecKMx oöMeHOB cpeflepaTMBHOM 
PecnyöriMKM TepMaHMH. KoMneTeHTHbie opraHbi no B3aMMHOMy 
cornacMio MoryT oöyc/iOBMTbcn o npMMeHeHMM cooTBeTCT- 
Byioiflero noflxona k B03HarpaxfleHMHM mhhx aHanorMHHbix 
ynpexfleHMM floroBapMBaiOLflMxcFi TocyflapcTB. Ectim yKa3aH- 
Hbie B03HarpaxfleHMH He oönaraiOTCH HanoroM b rocyqapcTBe- 
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Artikel 20 

Gastprofessoren, Lehrer, 
wissenschaftliche Mitarbeiter und Studenten 

(1) Eine natürliche Person, die sich auf Einladung eines Ver- 
tragsstaats oder einer Universität, Hochschule, Schule, eines 
Museums oder einer anderen kulturellen Einrichtung dieses Ver- 
tragsstaats oder im Rahmen eines amtlichen Kulturaustausches 
in diesem Vertragsstaat höchstens insgesamt zwei Jahre lang 
lediglich zur Ausübung einer Lehrtätigkeit, zum Halten von Vor- 
lesungen oder zur Ausübung einer Forschungstätigkeit bei 
dieser Einrichtung aufhält und die im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erst- 
genannten Staat ansässig war, ist in dem erstgenannten Staat 
mit ihren für diese Tätigkeit bezogenen Vergütungen von der 
Steuer befreit, vorausgesetzt, dass diese Vergütungen von 
außerhalb dieses Staates bezogen werden. 


(2) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der 
sich in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium oder zur 
Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig 
ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten 
Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium oder 
seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht 
besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außer- 
halb dieses Staates stammen. 


Artikel 21 
Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, 
die in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, 
können ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbe- 
weglichem Vermögen nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen Vertragsstaat 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebs- 
stätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, 
für die die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall 
ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 


Artikel 22 
Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen, das einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat 
liegt, kann im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung 
gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für 
die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertrags- 
staat zur Verfügung steht, kann im anderen Staat besteuert 
werden. 


ynpeflUTene ynpexaeHMR, to fleücTByiOT nonoxeHMR CTaTbn 15 
HacTomnero CornaqjeHMR. 

CTaTbfl 20 

ripenoAaBaTe/Hi, yHMTenn, 

HayHHbie coTpyflHMKM n cTyaeHTbi 

1. On3MHecKoe nnqo, Haxoflfuiieecn no npnrnaLueHMio flo- 
roBapuBatoiiierocR TocynapcTBa mrm ym/iBepcMTeTa, Bbicmero 
yneöHoro 3aBe,qeHnH, qjKonbi, My3en Mnn KaKoro-nMöo mhoto 
yHpexqeHMR Ky/ibTypbi stoto floroßapMBaiOLqerocH röcyqap- 
CTBa, mrm b paMKax ocjjuLinajibHoro Ky/ibTypHoro oöivieHa b 3tom 
floroßapuBaiOLLieMCH rocyqapcTBe b oöl qen croxhoctm He 
öonee qßyx neT MCKmoHMTenbHO c qenwo ocymecTBneHMR npe- 
noflaBaTe/ibCKOM flenTenbHOCTn, htbhmr neKiqMM nnn ocymecT- 
B/ieHMH MConeßOBaTenbCKOM .qeRTenbHOCTM b yK33aHH0M ynpe- 
xfleHMM n RBRRiOLueecR pe3MfleHTOM flpyroro floroBapriBaiOLLie- 
rocH rocyqapcTBa Mnn BnnoTb ao Bte3ßa b nepßoe ynoMRHyToe 
rOCyqapCTBO RBJlRBLUeeCR TaKOBbIM, OCBOÖOXflaeTCR OT Ha/10- 
rooönoxeHMR b stom nepBOM rocyqapcTBe b OTHOLueHnn nony- 
neHHbix 3a yKa3aHHyio .qeHTenbHOCTb B03Harpax,qeHnn npn 
ycnoBnn, hto ßaHHbie B03Harpax,qeHnH nonyneHbi M3 mctohhm- 
kob 3a npeßenaMM 3Toro rocyqapcTBa. 

2. BbinnaTbi, npeßHa3HaHeHHbie nnn npoxnBaHnn, yHeöbi 
nnn noßroTOBKM, KOTopbie nonynaeT CTyqeHT, npaKTMKaHT nnn 
ynainMMCR, HaxoflHLqnncR b floroßapHBaiOLueMCH rocyqapcTBe 
MCKniOHMTejibHO c qenbio yneßbi nnn no,qroTOBKn n rb/irkjlumh- 
cr pe3HßeHT0M ßpyroro floroBapHBaiOLuerocR rocyqapcTBa nnn 
BnnoTb ßo B"be3fla b nepßoe ynoMRHyToe rocyqapcTBO rbrrb- 
llimmcr TaKOBbiM, He noqnexaT HanorooönoxeHnio b nepBOM 
ynoMRHyTOM rocyqapcTBe, ecnn mctohhmkm stmx BbinnaT Haxo- 
ßRTCR 3a npenenaMH stoto locyqapcTBa. 

CTaTbn 21 
IrlHbie flOXOflbl 

1. Aoxoßbi, nonynaeMbie pe3MßeHT0M floroBapnBaiomerocR 
rocyqapcTBa, KOTopbie He paccMaTpnßanncb b npeflbiflyqjnx 
CTaTbRX HacTORqiero CornaweHMR, He3aBHCMM0 ot ncTOHHMKa 
MX B03HMKH0BeHMR, MOryT OÖ/iaraTbCR HanOTOM TOJlbKO B 3T0M 
rocyqapcTBe. 

2. nonoxeHMR nyHKTa 1 HacTORLqen CTaTbM He npnMeHR- 
IOTCH K flOXOqaM, MHbIM, HeM flOXOflbl OT HeflBMXMMOTO MMy- 
ujecTBa, ecnM nonynaTenb, RBnniOLqnncH pe3MfleHTOM floro- 
BapMBaioqierocR rocyqapcTBa, ocyatecTB/iReT b apyroM floroBa- 
pMBaioiqeMCR rocyqapcTBe npeßnpnHMMaTenbCKyio fleRTenb- 
HOCTb nepe3 pacnonoxeHHoe b HeM nocTORHHoe ynpexfleHMe 
m/im OKa3biBaeT b stom apyroM rocyqapcTBe He3aBMCMMbie 
jiMHHbie ycnyrn nepe3 HaxoflRmyiocH b HeM nocTORHHyio 6a3y, m 
npaßa mtim MMyqiecTBeHHbie qeHHOCTM, b OTHoqjeHMM kotopwx 
B binjiaHMBaiOTCR 3TM flOXOflbl, pea/lbHO CBR3aHbl C T3KMM no- 
CTORHHblM yHpeXfleHMeM MTIM TaKOM nOCTORHHOM Öa30M. B Ta- 
kom cnynae npMMeHRiOTCH nonoxeHMR CTaTbM 7 mtim CTaTbM 14 
HacTORutero CornaweHMR. 

CTaTbn 22 
KanMTan 

1. KanMTan, npeflCTaßneHHbiM HeflBnxnMbiM MMyLqecTBOM, 
npMHaflnexaiqMM pe3MfleHTy floroBapnBaiOLqerocR rocyqapcTBa 
m pacnonoxeHHbiM b flpyroM floroBapnßaiOLqeMCH rocyqapcTBe, 
MOxeT oönaraTbCR HanoroM b stom flpyroM iocyqapcTBe. 

2. KanMTan, npeflCTaßneHHbiM abmxmmhm MMyLqecTBOM, 
npeflCTaBnnioqiMM coöon aKTMBbi nocTORHHoro yHpexqeHMR, 
KOTopoe npennpMRTMe floroBapnßaiowerocR rocyqapcTBa MMeeT 
b flpyroM floroBapMBaiOLqeMCR rocyqapcTBe, nnn OTHOcnqieecn 
k nOCTORHHOM 6a3e, kotopom pacnonaraeT pe3MfleHT floroBa- 
pMBaioiflerocR iocyqapcTBa flnn OKa3aHMR He3aBMCMMbix nnn- 
Hbix ycnyr b flpyroM floroBapMBaiOLqeMCR rocyqapcTBe, MOxeT 
oönaraTbCR HanoroM b stom flpyroM rocyqapcTBe. 
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(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Ver- 
kehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem 
Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 


(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 23 
Vermeidung 

der Doppelbesteuerung im Wohnsitzstaat 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
werden die Einkünfte aus Georgien sowie die in Georgien 
gelegenen Vermögenswerte ausgenommen, die nach 
diesem Abkommen in Georgien besteuert werden können 
und nicht unter Buchstabe b fallen. 

Für Einkünfte aus Dividenden gelten die vorstehenden 
Bestimmungen nur dann, wenn diese Dividenden an eine in 
der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft 
(jedoch nicht an eine Personengesellschaft) von einer in 
Georgien ansässigen Gesellschaft gezahlt werden, deren 
Kapital zu mindestens 10 vom Hundert unmittelbar der 
deutschen Gesellschaft gehört, und bei der Ermittlung der 
Gewinne der ausschüttenden Gesellschaft nicht abgezogen 
worden sind. 

Für die Zwecke der Steuern vom Vermögen werden von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer ebenfalls 
Beteiligungen ausgenommen, deren Ausschüttungen, falls 
solche gezahlt würden, nach den vorhergehenden Sätzen 
von der Steuerbemessungsgrundlage auszunehmen wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen für die folgenden 
Einkünfte wird unter Beachtung der Vorschriften des 
deutschen Steuerrechts über die Anrechnung ausländischer 
Steuern die georgische Steuer angerechnet, die nach 
georgischem Recht und in Übereinstimmung mit diesem 
Abkommen für diese Einkünfte gezahlt worden ist: 

i. Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

ii. Einkünfte, die nach Artikel 13 Absatz 2 in Georgien 
besteuert werden können; 

iii. Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen; 

iv. Einkünfte im Sinne des Artikels 1 7. 

c) Statt der Bestimmungen des Buchstabens a sind die 
Bestimmungen des Buchstabens b anzuwenden auf Ein- 
künfte im Sinne der Artikel 7 und 10 und die diesen Ein- 
künften zugrunde liegenden Vermögenswerte, wenn die in 
der Bundesrepublik Deutschland ansässige Person nicht 
nachweist, dass die Betriebsstätte in dem Wirtschaftsjahr, in 
dem sie den Gewinn erzielt hat, oder die in Georgien 
ansässige Gesellschaft in dem Wirtschaftsjahr, für das sie 
die Ausschüttung vorgenommen hat, ihre Bruttoerträge aus- 
schließlich oder fast ausschließlich aus unter § 8 Absatz 1 
Nummern 1 bis 6 des deutschen Außensteuergesetzes 
fallenden Tätigkeiten bezieht; Gleiches gilt für unbeweg- 
liches Vermögen, das einer Betriebsstätte dient und die 
daraus erzielten Einkünfte (Artikel 6 Absatz 4) sowie für die 
Gewinne aus der Veräußerung dieses unbeweglichen Ver- 
mögens (Artikel 13 Absatz 1) und des beweglichen Ver- 


3. KannTan, npeflCTaBnem-ibiti mopckmmm nn m B03AywHbiMM 
cyaaMM, 3KcnnyaTnpyeMbiMM b MexpyHapoAHbix nepeB03Kax, a 
TaKxe flBuxmvioe MMyipecTBO, npeAHa3HaneHHoe pnn SKcnnya- 
TapUM T3KMX MOpCKMX M/1M B03flyiilHblX CyAOB, MOryT OÖnaraTbCH 
HanoroM TO/ibKO b tom floroBapMBaiOLueMCH TocynapcTBe, b ko- 
topom HaxoflUTcn MecTO cjDaKTMHecKoro ynpaBJieHun npep- 
npMHTMH. 

4. Bce nHbie sneMeHTbi MMyipecTBa pe3MAeHTa floroßapu- 
BaiOLLierocH rocypapcTBa MoryT oönaraTbcn HanoroM TO/ibKO 
b 3tom rocyqapcTBe. 

CTaTbH 23 

YcTpaHeHMe abomhoto HanorooönoxeHMH 
b rocynapcTBe pe3MfleHTCTBa 

1. ripuMeHMTe/ibHO k pe3MpeHTy cteAepaTMBHOM PecnyönMKM 
TepMaHun Hanorn ycTaHaBnMBaiOTCH cneAyiOLAMM oöpa30M. 

a) 143 HanoroBOM 6a3bi repMaHCKMX HanoroB MCKnionaiOTCH 
AOxoaw M3 rpy3nu, a TaKxe pacnonoxeHHbie b rpy3MM MMy- 
LiieCTBeHHbie peHHOCTM, KOTOpbie B COOTBeTCTBMM C HaCTO- 
hlamm ComaweHneM MoryT oönaraTbcn HanoroM b rpy3MM m 
He nopnapaiOT noA AeMCTBMe noAnyHKTa b) HacTOHipero 
nyHKTa. 

ripuMeHMTeribHO k aoxoasm ot ambmabhaob npeAbiAymne 
nOnOXeHMH npMMeHFIKJTCH TOJlbKO B CTiyHae, eCtlM 3TM AHBM- 
AeHAbi BbinnaHMBaiOTCH KOMnaHMM (c MCKmoneHneM npo- 
CToro TOBapHiuecTBa), HBnHtoipeMCH pe3HAeHTOM tDepepa- 
TMBHOM PeCnyÖflMKM TepMaHMH, KOMnaHMeM, HBnHKDLpeMCH 
pe3HAeHT0M rpy3nn, Kanman kotopom npMHapnexMT He 
MeHee neM Ha 10 npopeHTOB HenocpeACTBeHHO repMaHCKOM 
KOMnaHMM, M eCTIM OHM He ÖblAM BblHTeHbl npM MCHMCJieHMM 
npMÖblTIM KOMnaHMH, BbinnaHMBaiOLUeM AMBMAeHAbl. 

fl/iH peneM HanorooönoxeHMH MMyiAecTBa M3 HanoroBOM 
6a3bi repMaHCKMx HanoroB MCKnionaiOTCH TaKxe AO/ieBbie 
ynacTMH, AMBMAeHAbl no KOTopbiM, ecriM 6bi ohm Bbinna- 
HMBa/lMCb, nOATieXOTIM 6 bl MCKJllOHeHMIO M3 HanOrOBOM Öa3bl 
cornacHO nonoxeHMHM npepbiAyiUMx nacTeM HacTOHipero 
noAnyHKTa. 

b) C yneTOM nonoxeHMM repMaHCKoro HanoroBoro 3aK0H0- 
AaTenbCTBa o npoM3BOACTBe 3aneTa MHOCTpaHHbix HanoroB 
npM oönoxeHMM repMaHCKMMM HanoraMM, B3MMaeMbiMM 
c AOxoAa, npMMeHMTenbHO k HMxenpMBepeHHbiM aoxoasm 
npoM3BOAMTCH 3aneT HanoroB Tpy3MM, ynnaneHHbix no stmm 
AOxoAaM cornacHO 3aKOHOAaTenbCTBy Tpy3MM m b cooTBeT- 
CTBMM c HaCTOHLAMM CornaweHMeM: 

i. AMBMAeHAaM, He noAnaAaiOLUMM noA AeMCTBMe noA- 
nyHKTa a) HacTOHLuero nyHKTa; 

ii. AOxoAaM, KOTOpbie cornacHO nyHKTy 2 CTaTbM 13 HacTOH- 
ipero CornaiiieHMH MoryT oönaraTbcn HanoroM b Tpy3MM; 

iii. B03Harpax<AeHMRM nneHOB HaöniOAaTenbHbix cobbtob m 
COBeTOB AMpeKTOpOB; 

iv. AOxoAaM b noHMMaHMM CTaTbM 17 HacTOHLuero Coma- 
LAeHMH. 

c) B OTHOLUeHMM AOXOAOB B n0HMM3HMM CT3TeM 7 M 10 Ha- 
CTOHLuero CornaiiieHMH m MMyipecTBeHHbix qeHHOCTeM, ne- 
xauiMx b mx ocHOBe, BMecTO nonoxeHMM noAnyHKTa a) 
HacTOHipero nyHKTa npMMeHHiOTCH nonoxeHMH noAnyHKTa 
b) HacTOHipero nyHKTa, ecnM pe3MAeHT cpeAepaTMBHOM 
PecnyönMKM TepMaHMH He npepcTaBnHeT noATBepxpeHMH o 
TOM, HTO nOCTOHHHOe ynpexpeHMe B XO3HMCTBeHH0M (ot- 
HeTHOM) TOAy, B KOTOpOM OHO M3BneKA0 npMÖblAb, MHM KOM- 
naHMH, HBHHIOLUaHCH pe3MAeHT0M l"py3MM, B X03HMCTBeHHOM 
(OTHeTHOM) roAy, b cneT KOToporo OHa pacnpeAenMna npM- 
öbinb, nonynanM cbom BanoBOM aoxoa MCKniOHMTenbHO mhm 
noHTM MCKniOHMTenbHO ot bmaob AOHTenbHOCTM, nopnapa- 
iolamx noA AeMCTBMe HOMepoB 1 - 6 nyHKTa 1 naparpacjia 8 
3aKOHa cpeAepaTMBHOM PecnyönMKM TepMaHMH o BHeiiiHMx 
Hanorax; to xe nonoxeHMe peMCTByeT b OTHOLueHMM He- 
Abmxmmoto MMyipecTBa, npeAHa3HaneHHoro pnn Hyxp no- 
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mögens, das Betriebsvermögen der Betriebsstätte darstellt 
(Artikel 13 Absatz 3). 


d) Die Bundesrepublik Deutschland behält aber das Recht, die 
nach den Bestimmungen dieses Abkommens von der 
deutschen Steuer ausgenommenen Einkünfte und Ver- 
mögenswerte bei der Festsetzung des Steuersatzes für die 
übrigen Einkünfte oder Vermögenswerte zu berücksichtigen. 

e) Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a wird die 
Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung nach Buch- 
stabe b vermieden, 

i. wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen 
unterschiedlichen Abkommensbestimmungen zugeord- 
net oder verschiedenen Personen zugerechnet werden 
(außer nach Artikel 9) und dieser Konflikt sich nicht durch 
ein Verfahren nach Artikel 25 Absatz 3 regeln lässt und 
wenn aufgrund dieser unterschiedlichen Zuordnung oder 
Zurechnung die betreffenden Einkünfte oder das Ver- 
mögen unbesteuert blieben oder niedriger als ohne 
diesen Konflikt besteuert würden oder 


ii. wenn die Bundesrepublik Deutschland nach Kon- 
sultation auf diplomatischem Weg andere Einkünfte 
notifiziert, bei denen sie die Anrechnungsmethode nach 
Buchstabe b anzuwenden beabsichtigt. Die Doppel- 
besteuerung wird für die notifizierten Einkünfte durch 
Steueranrechnung nach Buchstabe b vom ersten Tag 
des Kalenderjahres vermieden, das dem Kalenderjahr 
folgt, in dem die Notifikation übermittelt wurde. 

(2) Bei einer in Georgien ansässigen Person wird die Steuer 
wie folgt festgesetzt: 

a) Bezieht eine in Georgien ansässige Person Einkünfte oder 
hat sie Vermögen und können diese nach diesem Ab- 
kommen in der Bundesrepublik Deutschland besteuert 
werden, so rechnet Georgien: 

i. auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende 
Steuer den Betrag an, der der in der Bundesrepublik 
Deutschland gezahlten Steuer entspricht; 

ii. auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende 
Steuer den Betrag an, der der in der Bundesrepublik 
Deutschland gezahlten Steuer entspricht. 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fällen den 
Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer vom Ein- 
kommen oder vom Vermögen nicht übersteigen, der auf die 
Einkünfte, die in der Bundesrepublik Deutschland besteuert 
werden können, oder auf das Vermögen, das dort besteuert 
werden kann, entfällt. 

b) Einkünfte oder Vermögen einer in Georgien ansässigen Per- 
son, die nach den Bestimmungen des Abkommens von der 
Besteuerung in Georgien auszunehmen sind, können gleich- 
wohl in Georgien bei der Festsetzung der Steuer für das 
übrige Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen 
werden. 

Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammen- 
hängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusam- 


CTOHHHoro ynpe>KfleHHH, n aoxoaob, n3BneneHHbix n3 Hero 
(nyHKT 4 CTaTbn 6 HacTomnero CornaweHnn), a TaioKe b ot- 
HOLueHMM cyMM npnöbinn ot OTHyxtfleHnn AaHHoro HeflBn- 
>KHMoro MMymecTBa (nyHKT 1 CTaTbn 13 HacTomnero Corna- 
LiieHMn) n ABMXMMoro nMymecTBa, npeflCTaBTiniomero co- 
öon aKTHBbi nocTOHHHOro ynpe>KfleHMH (nyHKT 3 CTaTbn 13 
HacTomnero CornaweHnH). 

d) <1>e,qepaTHBHaH PecnyönnKa TepMaHnn ocTaB/ineT, oflHaKO, 
3a coöon npaBO ynnTbmaTb aoxoah nnn HMymecTBeHHbie 
geHHOCTM, M3"bHTbie H3 OÖJlOXeHHH repMaHCKMMH HanOraMM, 
npn ycTaHOBneHMM HanoroBon ct3bkh Ha ocTanbHbie ao- 
xoah nnn nMymecTBeHHbie geHHOCTn. 

e) HecMOTpn Ha nonoxreHnn noAnyHKTa a) HacTOHLuero 
nyHKTa, AeonHoe HanorooönoxeHne ycTpaHneTcn nocpeA- 
ctbom HanoroBoro 3aneTa b cootbotctbhm c noAnyHKTOM b) 
HacTOHLuero nyHKTa, 

i. ecnn b floroBapnBaiomnxcH TocyAapcTBax aoxoaw hau 
nMymecTBO othochtch k pa3HbiM nonoxeHnHM HacTO- 
HLuero CornaweHnH wnn npnuncnniOTCH pa3HbiM nngaM 
(KpoMe cnynaeB comacHO CTaTbe 9 HacTOHLuero Corna- 
LueHMH) n 3 tot KOHCfinnKT Henb3H yperynnpoBaTb npoge- 
Aypoü B COOTBeTCTBMH C n0J10>KeHHHMM nyHKTa 3 CTaTbH 
25 HacTOHLuero ComameHMH, n KorAa BBnAy TaKoro 
pa3nnHHoro OTHeceHnn nnn npnnncneHnH cooTBeTCT- 
ByKDLune aoxoah nnn nMymecTBeHHbie qeHHOCTn He 
6bmn 6 bi noABepmy™ HanorooönoxeHnio nnn öbinn 6bi 
noAßepmyTbi MeHbUjeMy HanorooönoxeHnio, HeM npn 
OTcyTCTBnn TaKoro KOHCfmnKTa, nnöo 

ii. ecnn OeAepaTnBHan PecnyönnKa TepMaHnn nocne koh- 
cynbTaqnn yBeAOMnneT rpy3nio no AnnnoMaTnnecKnM 
KaHanaM oö nHbix AOxoAax, k KOTopbiM OHa npeAno- 
naraeT npnivieHHTb MeTOA 3aneTa cornacHO noAnyHKTy 
b). flßonHoe HanorooönoxeHne b OTHOiiieHnn yKa3aH- 
Hbix aoxoaob ycTpaHneTcn nyTeM HanoroBoro 3aneTa 
cornacHO noAnyHKTy b) c nepBoro ahh KaneHAapHoro 
roAa, cneAyiOLuero 3a KaneHAapHbiM toaom, b kotopom 
öbino nepeAaHO yßeAOMneHne. 

2. npnMeHnTenbHO k pe3nAeHTy Tpy3nn Hanorn ycTaHaßnn- 
BaiOTcn cneAyiOLunM o6pa30M: 

a) ecnn pe3nAöHT Tpy3nn nonynaeT aoxoa nnn BnaAeeT Kann- 
TanoM, KOTopbie, cornacHO c nonoxeHnnivin HacTOHLuero 
CornaujeHnn, MoryT oönaraTbcn HanoroM b OeAepaTnBHOn 
PecnyönnKe TepiviaHnH, Tpy3nn no3BonnT: 

i. BbinecTb n3 Hanora Ha aoxoa stoto pe3nAeHTa cyimviy, 
paBHyio noAOxoAHOMy Hanory, ynnaneHHOMy b cbeAepa- 
TnBHon PecnyönnKe TepMaHnn; 

ii. BbinecTb n3 Hanora Ha KannTan 3Toro pe3nAeHTa cyiwviy, 
paBHyio Hanory Ha KannTan, ynnaneHHOMy b cbeAepa- 
TnBHon PecnyönnKe TepMaHnn. 

3™ BbineTbi b nioöoM cnynae He aoaxthh npeBbiinaTb 
nacTb Hanora c aoxoaa nnn c KannTana, noAcnnTaHHyio ao 
npeAOCTaBneHnn BbineTa n OTHOcmuyiocH k AOxoAy nnn Ka- 
nnTany, KOTopbin MOx<eT oönaraTbcn HanoroM b cbeAepa- 
TnBHOn PecnyönnKe TepMaHnn b 3aBncnMOCTn ot oöctoh- 
TenbCTB; 

b) Ecnn, cornacHO c nioöbiMn nonoxeHnnivin HacTOHLuero Co- 
rnaiijeHnH, nonyneHHbin aoxoa nnn KannTan pe3nAeHTa 
Tpy3nn 0CBOÖo>KAeH ot Hanora b Tpy3nn, rpy3nn MOx<eT TeM 
He MeHee npn noAcneTe Hanora Ha ocTanbHyio nacTb ao- 
xoAa nnn KannTana 3Toro pe3nAeHTa npnHHTb bo BHnMaHne 
ocBOÖoxAeHHbin ot Hanora aoxoa nnn KannTan. 

CTaTbn 24 
HeAMCKpnMnHaunn 

1. HagnoHanbHbie nnua floroBapnßaioiAerocn TocyAapcTBa 
He MoryT noABepraTbcn b ApyroM floroBapHBaiomeMCH Tocy- 
AapcTBe HanorooönoxreHnio nnn CBH3aHHOMy c HnM oön3aTenb- 
CTBy, nHbiM nnn öonee oöpeivieHnTenbHbiM, nein Hanorooöno- 
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menhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des 
anderen Staates unter gleichen Verhältnissen insbesondere 
hinsichtlich der Ansässigkeit unterworfen sind oder unterworfen 
werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Arti- 
kels 1 auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig 
sind. 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, 
dürfen in keinem Vertragsstaat einer Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsange- 
hörige des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unter- 
nehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf 
im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von 
Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit 
ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als ver- 
pflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -Vergünstigungen und 
-ermäßigungen zu gewähren, die er nur seinen ansässigen Per- 
sonen gewährt. 


(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1 , Artikel 1 1 Absatz 4 oder 
Artikel 12 Absatz 4 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenz- 
gebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Ver- 
tragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen 
an eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug 
zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unter- 
nehmen eines Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Ver- 
tragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des steuer- 
pflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen 
Bedingungen wie Schulden gegenüber einer im erstgenannten 
Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz 
oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen Ver- 
tragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen 
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten 
Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist 
als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erst- 
genannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung. 


Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen 
nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem inner- 
staatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel 
ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem 
sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1 
erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unter- 
breiten, dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muss inner- 
halb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme 
unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht ent- 
sprechenden Besteuerung führt. 


>KeHne nnn CBR3aHHbie c hum 0ÖR3aTenbCTBa, KOTopbiM noa- 
BepraiOTCH n/in MoryT noßBepraTbCR HaqMOHanbHbie nnpa 3Toro 
ßpyroro TocyflapcTBa npn Tex xe oöcTOHTenbCTBax, b nacT- 
hoctm, pe3HßeHTCTBa. HecMOTpn Ha nonoxeHMR CTaTb m 1 
HacTOHLuero CornameHMR, ßaHHoe nonoxeHMe npMMeHneTCR 
TaKXe K ZlHUaM, He HBJIHIOLUHMCH pe3MfleHT0M HM OflHOTO M3 
floroBapHBaioinHXCFi TocyflapcTB. 

2. JlMpa 6e3 rpaxaaHCTBa, RBnmomMGCR pe3MfleHTaMn 
floroBapMBaiOLuerocH locyqapcTBa, He MoryT noßBepraTbCR hm b 
OflHOM M3 floroBapMBaiomMXCH locyßapcTB HanorooönoxeHMio 
nnn CBH3aHH0My c hmm 0ÖH3aTenbCTBy, mhhm mjim öonee oöpe- 
MeHMTejlbHblM, HeM HajlOrOOÖJlOXeHMe MTIM CBH3aHHbie c hmm 
0ÖH3aTenbCTBa, KOTopbiM noßBepraiOTCH mjim MoryT noßBep- 
raTbCH HapMOHajibHbie jinpa cooTBeTCTByiomero locyqapcTBa 
npM Tex xe oöcTOHTenbCTBax. 

3. HanorooönoxeHMe b OTHOiueHMM nocTOHHHoro ynpexae- 
hmh, KOTopoe MMeeT npeßnpMHTMe floroBapMBaiomerocH Tocy- 
ßapcTBa b ßpyroM floroBapnßaiomeMCH TocyßapcTBe, b stom 
ßpyroM TocynapcTBe He MOxeT öbiTb MeHee önaronpnRTHbiM, 
neM HanorooönoxeHMe b OTHomeHMM npeanpnRTMM SToro apy- 
roro TocyflapcTBa, ocymecTBnmoißMx Ty xe aeRTenbHOCTb. 
flaHHoe nonoxeHMe He aoaxho MCTonKOBbiBaTbcn KaK oön3bi- 
BaKDLuee floroBapMBaKDißeecn rocyqapcTBO npeaocTaBnRTb pe- 
3MßeHTaM ßpyroro floroBapnßaioiiierocR TocyflapcTBa He oöna- 
raeMbie HanoroM cyMMbi, HanoroBbie nbroTbi MnM ckmakm, koto- 
pbie oho npeßoCTaBnneT TonbKO cbomm pe3MßeHTaM. 

4. B Tex cnynanx, Koraa He noanexaT npnMeHeHMio nono- 
xeHMR nyHKTa 1 CTaTbM 9, nyHKTa 4 CTaTbM 11 nnn nyHKTa 4 
CTaTbM 12 HacTORißero CornameHMR, npoqeHTbi, porrtm m MHbie 
BbinnaTbi, KOTopbie npoM3BOßMT npeanpMRTMe floroBapMBaiOLße- 
rocR TocyflapcTBa pe3MßeHTy ßpyroro floroBapMBaiOLßerocH To- 
cyaapcTBa, noanexaT BbineTy npn MCHMcneHMM Hanorooöna- 
raeMOM npMöbinM 3Toro npeßnpMRTMR Ha tbkmx xe ycnoBMnx, 
KaK nnaTexM, npeßHa3HaHeHHbie pe3MßeHTy nepßoro ynoMR- 
HyToro TocyflapcTBa. CooTBeTCTBeHHO ßonrM, KOTopbie 3to npeß- 
npMRTMe MMeeT no OTHomeHMio k pe3MßeHTy ßpyroro floro- 
BapMBaKDißerocR TocyflapcTBa, noanexaT BbineTy npn MCHMcne- 
hmm HanorooönaraeMoro MMyißecTBa stoto npeßnpMRTMR Ha Tex 
xe ycnoBMRX, KaK aonm nepeß pe3MßeHTOM nepßoro yno- 
MRHyToro TocyflapcTBa. 

5. npeßnpMRTMR floroBapMBaiOLßerocH TocyflapcTBa, KanM- 
Tan KOTOpblX nORHOCTblO MnM H3CTMHH0, npRMO MnM KOCBeHHO 
npMHaanexMT pe3MßeHTy ßpyroro floroBapMBatoißerocR Tocy- 
flapCTBa MnM HeCKOnbKMM T3KMM nMLiaM, MnM KOHTpOnMpyeTCH 
mmm, He MoryT noßBepraTbCR b nepBOM ynoMRHyTOM Tocyflap- 
CTBe HanorooönoxeHMio nnM CBR3aHH0My c hmm 0ÖR3aTenb- 
CTBy, MHbiM mhm öonee oöpeMeHMTenbHbiM, neM Hanorooöno- 
xeHMe MnM CBR3aHHbie C HMM OÖR3aTenbCTBa, KOTOpbIM nofl- 
BepraiOTCR mhm MoryT noßBepraTbCR aHanomHHbie npeanpMR- 
tmr nepßoro ynoMRHyToro TocyflapcTBa. 

6. HecMOTpn Ha CTaTbio 2 HacTORißero CornameHMR, nono- 
xeHMR HacTORißeM CTaTbM npMMeHRiOTCR k HanoraM nioöoro 
BMfla M HaMMeHOBaHMR. 

CTaTbn 25 

ripoueflypa B3aMMHoro cornacoBaHMR 

1. EcnM nMuo CHMTaeT, hto aeMCTBMR oßHoro floroßapM- 
BaiOLßerocR TocyflapcTBa mhm oöomx m3 hmx npMBOßRT mrm 
npMBeayT k HanorooönoxeHMio no OTHomeHMio k HeMy, KOTopoe 
He cooTBeTCTByeT HacTOHLueMy CornameHMio, to oho MOxeT, 
öe3 ymepöa ann npaBOBbix cpeßCTB 3aißMTbi, npeaycMOTpeH- 
HblX HaqMOHanbHblM 3aKOHOflaTenbCTBOM 3TMX TocyflapcTB, 
npeßCTaBMTb 3aRBneHMe no CBoeMy aeny ßnn paccMOTpeHMR 
KOMneTeHTHOMy opraHy Toro floroBapMBaiOLßerocR TocyaapcT- 
Ba, pe3MßeHT0M KOToporo oho RBnaeTCR, a b cnynae, ecnM ero 
aeno noßnaßaeT noa aeMCTBMe nyHKTa 1 CTaTbn 24 HacTOR- 
ißero CornameHMR, KOMneTeHTHOMy opraHy Toro floroBapn- 
BaiOLßerocR [ocyaapcTBa, HapMOHanbHbiM rmmom KOToporo oho 
RBnaeTCH. 3aRBneHMe no aeny ßonxHO öbiTb npeßCTaBneHO 
b TeneHMe Tpex neT c MOMeHTa nepßoro yßeßOMneHMH o ßen- 
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(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für be- 
gründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende 
Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des an- 
deren Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen 
nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Ver- 
ständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des inner- 
staatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 


(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Aus- 
legung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegen- 
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemein- 
sam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen ver- 
mieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden 
Bestimmungen dieses Artikels unmittelbar miteinander ver- 
kehren. 


Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens 
oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend 
Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung eines Ver- 
tragsstaats oder einer seiner Gebietskörperschaften erhoben 
werden, erforderlich sind, soweit die diesem Recht ent- 
sprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. 
Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht einge- 
schränkt. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, 
sind ebenso geheim zu halten wie die aufgrund des innerstaat- 
lichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und 
dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich der 
Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstre- 
ckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von 
Rechtsmitteln hinsichtlich der in Satz 1 dieses Absatzes 
genannten Steuern befasst sind. Diese Personen oder Behörden 
dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie 
dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren 
oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. 


(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen 

Vertragsstaat, 

a) für die Erteilung von Informationen Verwaltungsmaßnahmen 
durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungs- 
praxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsver- 
fahren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffent- 
lichen Ordnung widerspräche. 


ctbmm, npuBefliueM k HanorooönoxeHMio, KOTopoe He coot- 
BeTCTByeT nonoxeHMHM HacTomqero CornaweHMH. 

2. EcriH yKa3aHHbiü KOMneTeHTHbm opraH cohtgt B03pa- 
XeHMe OÖOCHOBaHHbIM M CaM He B COCTOHHMM npMMTM K yflOB- 
neTBopHTenbHOMy peweHMio, to oh öyqeT CTpeMMTbCH yperynM- 
poßaTb fle/io nyTeM cornacoBaHMH c KOMneTeHTHbiM opraHOM 
flpyroro floroßapMBaiOLqerocH rocyqapcTBa tbkmm oöpa30M, 
HTOöbi M3öexaTb HanorooönoxeHMH, He cooTBeTCTByiomero 
HacTOHLueMy CornaweHmo. flocTMmyTan nyTeM cornacoBaHMH 
flOrOBOpeHHOCTb flOHXHa BbinOHHHTbCH, HeCMOTpH Ha epOKM, 
yCTaHOBJieHHbie HaqMOHanbHbIM 3aK0H0flaTe/lbCTB0M flOrOBa- 
pMBaiOLUMXCH TOCyflapCTB. 

3. KoMneTeHTHbie opraHbi floroBapMBaiomMXCH rocyqapcTB 
öyqyT CTpeMMTbCH ycTpaHHTb no B3aMMH0My cornacMio Tpyq- 
HOCTM MTIM COMHeHMH, B03HMKaKDLL|Me npM TOHKOBaHMM MHM 
npMMeHeHMM HacTOHinero CornaineHMH. Ohm MoryT TaKxe koh- 
cy/ibTMpoBaTbCH o tom, xaK M3öexaHMe flBOMHoro Hanoro- 
oönoxeHMH MOxeT öbiTb flOCTMmyTO b cnynaHX, KOTopbie He 
paccMaTpMBaiOTCH HacTOHiMMM CornaujeHMeM. 

4. KoMneTeHTHbie opraHbi floroBapMBaiOLqMXCH rocyqapcTB b 
qenHX floCTMxeHMH cornacMH b cootb6tctbmm c BbiqjeM3no- 
XeHHblMM nOTIOXeHMHMM HaCTOHLlteM CT3TbM MOryT BCTynaTb B He- 
nOCpeflCTBeHHbie B33MMHbie KOHTaKTbl. 

CTaTbH 26 

OöMeH MHcjtopMauiieM 

1. KoMneTeHTHbie opraHbi floroBapMBaiomMXCH rocyqapcTB 
OÖMeHMBaiOTCH TOM MHCjjOpMaqMeM, KOTOpaH HeOÖXOflMMa flTIH 
ocymecTB/ieHMH HacTonmero ComaiiieHMH mhm HaqMOHanbHoro 
3aKOHOflaTenbCTBa floroBapMBaioinMxcH rocyqapcTB b OTHOwe- 
hmm HanoroB, B3MMaeMbix ot MMeHM floroBapMBaiOLqerocH Tocy- 
flapcTBa mtim oflHoro M3 ero TeppMTopManbHO-aflMMHMCTpa- 
TMBHblX nOflpa3fleneHMM, He33BMCMM0 OT CnOCOÖa M MeTOfla MX 
B3MM3HMH, noflnaflaiomMX nofl fleücTBMe HacTOHLqero Corna- 
LiieHMH, eCTlM TO/lbKO BblTeKatOLLiee M3 3TOTO 3aK0H0flaTenbCTBa 
HanorooöjioxeHMe He npoTMBopenMT HacTonujeMy Cornawe- 
HMIO. OÖMeH MHCfDOpMagMeM He OrpaHMHMBaeTCH nOTIOXeHMHMM 
CTaTbM 1 m 2 HacTOHinero CornaineHMH. JlioöaH nonyneHHaH 
floroBapMBaioinMMCH TocyflapcTBOM MHCjDopMaqMH flonxHa chm- 
TaTbCH KOHCjDMfleHLiManbHOM Tax xe, KaK MHCjDopMauMH, nonyna- 
eMan Ha ochob3hmm HaqMOHanbHoro 3aKOHO,qaTenbCTBa SToro 
rocyqapcTBa, m MOxeT öbiTb npeqocTaßneHa TonbKO nMiqaM mhm 
opraHaM (BKnionaH cyqbi m aflMMHMCTpaTMBHbie opraHbi), koto- 
pbie 33HMMaiOTCH HaHMCHeHMeM MHM B3MM3HMeM HanoroB, npM- 
HyqMTenbHbiM B3bicKaHMeM mhm cyqeöHbiM npecneflOBaHMeM, 
hmöo npMHHTMeM peineHMM no B03paxeHMHM m xanoöaM b ot- 
HOineHMM HanoroB, yKa3aHHbix b nepBOM npeqnoxeHMM HacTOH- 
mero nyHKTa. Gtm nMiqa mhm opraHbi MoryT Mcnonb30BaTb mh- 
cjDopMagMio TonbKO b yKa3aHHbix Liennx. Ohm MoryT pacKpbi- 
B3Tb flaHHyiO MHCjDOpMaUMIO B XOfle OTKpblTblX CyqeÖHblX 3ace- 
flaHMM mhm b cyqeÖHbix peujeHMHX. 

2. nonoxeHMH nyHKTa 1 HacTOHmeü CTaTbM He qonxHbi 
MCTonKOBbiBaTbCH KaK 0ÖH3biBaiOLqMe floroBapMBaiOLueecH Tocy- 
qapcTBO: 

a) npoBoqMTb b qenHx npeqocTaBneHMH MHtJtopMauMM aflMMHM- 
CTpaTMBHbie Mepbi, npoTMBopenaqiMe 3aK0H0flaTenbCTBy mhm 
aqMMHMCTpaTMBHOM npaKTMKe SToro mhm flpyroro floroBa- 
pMBaioiflerocH rocyqapcTBa; 

b) npeflOCTaBHHTb MHCjDOpMaUMIO, KOTOpaH B COOTBeTCTBMM 
C 3aK0H3MM MHM MMeiOUjeMCH 3flMMHMCTpaTMBH0M npaKTMKOM 
3Toro mhm flpyroro floroßapMBaiOLqerocH locyqapcTBa He 
MOxeT öbiTb nonyneHa; 

c) npeflOCTaBHHTb MHCjDOpMaUMIO, KOTOpaH paCKpblBana Öbl 
KaKyio-nMÖo ToproByio, npoMbiwneHHyio, npeflnpMHMMa- 
TenbCKyio mhm npocfceccMOHanbHyio TaÜHy hmöo flenoßyio 
npoqeflypy, mhm npeflOCTaßneHMe kotopom npoTMBopeHMno 
öbi racyqapcTBeHHOM nonMTMKe (oöiqecTBeHHOMy nopnflKy). 
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Artikel 27 

Verfahrensregeln für die Quellenbesteuerung 

(1) Werden in einem Vertragsstaat die Steuern von Divi- 
denden, Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen von einer im 
anderen Vertragsstaat ansässigen Person bezogenen Ein- 
künften im Abzugsweg erhoben, so wird das Recht des erst- 
genannten Staates zur Vornahme des Steuerabzugs zu dem 
nach seinem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Satz durch 
dieses Abkommen nicht berührt. Die im Abzugsweg erhobene 
Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen zu erstatten, wenn 
und soweit sie durch das Abkommen ermäßigt wird oder entfällt. 

(2) Die Anträge auf Erstattung müssen vor dem Ende des 
vierten auf das Kalenderjahr der Festsetzung der Abzugssteuer 
auf die Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder anderen Ein- 
künfte folgenden Jahres eingereicht werden. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 wird jeder Vertragsstaat Ver- 
fahren dafür schaffen, dass Zahlungen von Einkünften, die nach 
diesem Abkommen im Quellenstaat keiner oder nur einer 
ermäßigten Steuer unterliegen, ohne oder nur mit dem Steuer- 
abzug erfolgen können, der im jeweiligen Artikel vorgesehen ist. 


(4) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann 
eine Bescheinigung der zuständigen Behörde über die Ansäs- 
sigkeit im anderen Vertragsstaat verlangen. 

(5) Die zuständigen Behörden können in gegenseitigem Ein- 
vernehmen die Durchführung dieses Artikels regeln und gege- 
benenfalls andere Verfahren zur Durchführung der im Ab- 
kommen vorgesehenen Steuerermäßigungen oder -befreiungen 
festlegen. 

Artikel 28 
Anwendung des 

Abkommens in bestimmten Fällen 

(1) Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es 
einen Vertragsstaat, seine innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
zur Verhinderung der Steuerumgehung oder Steuerhinterzie- 
hung anzuwenden. 

(2) Führen die Bestimmungen des Absatzes 1 zu einer 
Doppelbesteuerung, konsultieren die zuständigen Behörden 
einander nach Artikel 25 Absatz 3, wie die Doppelbesteuerung 
zu vermeiden ist. 


Artikel 29 

Mitglieder diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, 
die den Mitgliedern diplomatischer Missionen und konsula- 
rischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völker- 
rechts oder aufgrund besonderer Übereinkünfte zustehen. 

Artikel 30 
Protokoll 

Das angefügte Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens. 


Artikel 31 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifika- 
tionsurkunden werden so bald wie möglich in Berlin ausge- 
tauscht. 


CTaTbH 27 

nonoxteHMF] no HanorooönoxteHmo y HCTOHHHKa 

1. Ecah b floroBapwBaiomeMCH rocyaapcTBe Hanora c ahbh- 
fleHflOB, npoqeHTOB, pohath hah hhhx aoxoaob, nonynaeMbix 
pe3MfleHTOM apyroro floroBapwBaiomerocH rocyqapcTBa, B3H- 
MaiOTCH nyTeM yqepxaHMn, to npaBO nepßoro ynoMHHyToro 
rocyqapcTBa Ha yqepx<aHne Hanora y mctohhhio no CTaBKe 
cornacHO ero HaunoHanbHOMy 3aKOHOflaienbCTBy HacTOHmmv; 
CornauieHMeivi He 3aTpamBaeTCH. Hanor, B3MMaeMbin nyTeM 
yAepx<aHMH, no 3anBneHmo HanoronnaTenbAiHKa noAnex<HT 
B03BpaTy Torßa h nocTonbKy, Korfla h nocKonbKy oh b cnny 
HacTonmero CornaAjeHHR yMeHbuiaeTCH ahöo OTnaflaeT. 

2. 3aHBneHMH Ha HanoroBbin B03BpaT nonaiOTCH ao HCTe- 
neHMH neTBepToro roAa, cneAyiOAiero 3 a KaneHAapHbiM toaom, 
b Kotopom ycTaHaßnuBaiOTCH HanorM, yAepx<MBaeMbie y hctoh- 
HHKa C AHBHASHAOB, npOpeHTOB, pOHATH HAM HHblX AOXOAOB. 

3. HecMOTpn Ha nonoxeHHH nyHKTa 1 Kax<Aoe H3 floroßa- 
pHBatOAJHXCR TOCyAapCTB C03AaCT COOTBeTCTByiOLAHe npope- 
Aypbi aah toto, HTOöbi BbinnaTbi aoxoaob, KOTopbie cornacHO 
HacTOHLueMy CornaujeHmo He oönaraioTCH b rocyAapcTBe- 
HCTOHHHKe HBAOrOM HAH OÖAaraiOTCH HaAOrOM no CHHX<eHHOH 
HanoroBOH CTaBKe, ocymecTBAHAHCb 6e3 hah TonbKO c npeAyc- 
MOTpeHHblM B COOTBeTCTByiOLAeM CTaTbe yAepxaHHeM. 

4. floroBapHBaioiAeecH TocyAapcTBO, b kotopom bo3hmkah 
AOXOA bl, MO>KeT nOTpeÖOBaTb nOATBepjKASHHH KOMneTeHTHOTO 
opraHa o pe3HAeHTCTBe b ApyroM floroBapnBaiOAreMCH Tocy- 
AapcTBe. 

5. KoMneTeHTHbie opraHbi no B3anMHOMy cornacnio MoryT 
yperynHpoBaTb ocymecTBneHMe HacTORAjen CTaTbH h, no Heoö- 
xoahmocth, ycTaHaBAHBaTb HHbie npopeAypbi no peanH3auHH 
HaAOrOBblX CHHXeHHH HAM OCBOÖO>KAeHHM, npeAyCMOTpeHHblX 
HacTORiuHM CornaujeHMeM. 

CTaTbn 28 
ripMMeHeHMe 

ComaiueHMH b ocoöbix cnynanx 

1. HacToniAee CornameHHe Henb3R MCTOAKOBbiBaTb, öyATO 
oho npenHTCTByeT npMMeHeHHKD floroBapnBaioiAHMCH TocyAap- 
ctbom ero HauHOHanbHbix npaBOBbix aKTOB no npeAOTBpame- 
hhkd yxoAa ot HanorooöAOxeHHH hah yKAOHeHHH ot ynna™ 
HanoroB. 

2. Ecah nonoxeHHH nyHKTa 1 HacTOHLuen CTaTbH BeAyT 
k ABOHHOMy HanorooöAOxeHHio, to KoMneTeHTHbie opraHbi 
B COOTBeTCTBHH C nOAOKeHHHMH nyHKTa 3 CTaTbH 25 Ha- 
CTOHLuero CornauieHMH BCTynaiOT bo B3anMHbie KOHcyAbTaunn 
o MeTOAax H36ex<aHHH TaKoro abohhoto Hanoroo6no>t<eHHR. 

CTaTbn 29 
COTpyAHUKM 

AMnnoMaTHHecKMx npeflCTaBMTe/ibCTB 
H paÖOTHHKM KOHCynbCKMX ynpe>KA6HMM 

noAOxeHHH HacTOHLuero CornaujeHHA He 3aTparMBaiOT Hano- 
roßbix npHBHnerHH, npeAOCTaBAneMbix coTpyAHHKaM AnnnoMa- 
THHeCKHX npeACTaBHTenbCTB H paÖOTHHKaM KOHCyAbCKHX 
ynpe>KAeHMH b cootb6tctbhh c oöluhmh HopMaMH Mex<AyHa- 
poAHoro npaßa hah Ha ocHOBaHHH cneunanbHbix cornaiijeHHH. 

CTaTbn 30 

ripoTOKon 

npnnaraeMbiH ripoTOKon HBAneTcn HeoTteMneMOH nacTbio 
HacTOHLuero CorAaujeHnn. 

CTaTbn 31 

BcTynneHMe b cnny 

1. HacToniAee ComauieHHe noAnex<HT paTHCjDHKauHH; oöMeH 
paTHtjDHKaAHOHHblMH rpaMOTBMH COCTOHTCH B T. EepAHH B B03- 
MO>KHO KOpOTKHe CpOKH. 
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(2) Dieses Abkommen tritt am Tag des Austausches der 
Ratifikationsurkunden in Kraft und ist in beiden Vertragsstaaten 
anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1 . Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das dem Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft 
getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
ab dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das 
auf das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten 
ist. 

Artikel 32 
Kündigung 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni eines 
jeden Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des 
Inkrafttretens an gerechnet, das Abkommen gegenüber dem 
anderen Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich 
kündigen; in diesem Fall ist das Abkommen nicht mehr 
anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1 . Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das auf das Kündigungsjahr folgt; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
ab dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das 
auf das Kündigungsjahr folgt. 

Maßgebend für die Berechnung der Frist ist der Tag des Ein- 
gangs der Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat. 


Geschehen zu Tiflis am 1 . Juni 2006 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher, georgischer und russischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung des 
deutschen und des georgischen Wortlauts ist der russische 
Wortlaut maßgebend. 


2. HacTonmee CornaiueHMe BCTynuT b cuny b qeHb oöiueHa 
paTncjDMKauMOHHbiMM rpaMOTaMM m ero nonoxeHMH 6yqyT npn- 
MeHHTbcn b oöomx floroBapMBaioipMXCH rocyqapcTBax: 

a) b OTHOiueHMM yqepxMBaeMbix y MCTOHHMKa HanoroB - k cyM- 
MaM, KOTopbie BbinnanuBaiOTCH 1 HHBapn nnöo noc/ie 1 hh- 
Bapn KaneHqapHoro roqa, cneqyioiqero 3a roqoM, b koto- 
poM CornaiueHMe BCTynMno b CMny; 

b) b OTHOiueHMM npoHMx HanoroB - k cyMMaM HanoroB, koto- 
pwe B3MMaiOTcn 3a nepnoq, HaHMHan c 1 HHBapn KaneH- 
qapHoro roqa, cneqyioiqero 3a roqoM, b kotopom Cornawe- 
HMe BCTynMno b cnny. 

CTaTbH 32 

ripexpaiueHMe qeMCTBMH 

hlacToniuee CornaiueHMe 3aKniOHaeTCH Ha HeonpeqeneHHbin 
cpoK, oflHaxo xa>Kfloe M3 floroßapMBaiOLUMxcH rocyqapcTB nocne 
MCTeneHMn nnTM neT c qa™ BCTynneHMn HacTonutero Corna- 
lueHMR b cnny MO>xeT qeHOHCMpoBaTb ero nyTeM nMCbMeHHoro 
yBeqoMneHMn qpyroro floroBapMBaiOLuerocH rocyqapcTBa no 
AMnnoMaTMHecKMM KaHanaM He no3ßHee HeM qo 30 mkdhr 
nioöoro KaneHqapHoro roqa; b tbkom cnynae HacTonqiee Co- 
rnameHMe He noqnexMT qanbHeMiueMy npMMeHeHMio: 

a) b OTHOiueHMM yqepxMBaeMbix y mctohhmk3 HanoroB - k cyM- 
MaM, KOTopbie BbinnanMBaiOTcn 1 HHBapn umöo nocne 1 hh- 
BapH KaneHqapHoro roqa, cneqyioiqero 3a roqoM, b koto- 
poM 3anBneH0 o qeHOHcaqMM CornaujeHMn; 

b) b OTHOiueHMM npoHMx HanoroB - k cyMMaM HanoroB, koto- 
pwe B3MMaiOTCH 3a nepMoq, HanMHan c 1 HHBapn KaneHqap- 
Horo roqa, cneqyioiqero 3a roqoM, b kotopom 3anBneHO o 
qeHOHcauMM CornaqieHMH. 

PeinaioiqMM qnn onpeqeneHMH cpoKa qeHOHcaqMM, HBaneTcn 
qeHb nocTynneHMH yßeqoMneHMH b qpyroM floroßapMBaioiqeMCH 
TocyqapcTBe. 

CoBepiueHO b r. TÖMnMCM 1 miohh 2006 roqa b qßyx 3K3eM- 
nnnpax, Kaxqbiü Ha HeMeqKOM, rpy3MHCKOM m pyccKOM H3biKax, 
npMHeM BCe TeKCTbl HBnHIOTCH ayTeHTMHHbIMM. npM pa3nMHHOM 
TonKOBaHMM HeMepKoro m rpy3MHCKoro tckctob, TeKCT Ha pycc- 
kom H3biKe öyqeT CHMTaTbcn onpeqenniopiMM. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a cpeqepaTMBHyio PecnyönMKy lepMaHMH 
Uwe Schramm 


Für Georgien 
3a T py3Mio 
Alexishvili 


Drucksache 16/5386 


- 26 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Protokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Georgien 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
vom 1. Juni 2006 


llpoTOKon 
k ComaujeHMK) 

Mexfly OeflepaTMBHOM Pecnyö/iMKOM TepMaHun 
n l"py3neM 

06 n3Öe>KaH m flBOMHoro Ha/iorooö/ioxeHMfi 
b OTHOLuem/in Hanoroß Ha floxoflbi m Ha Kanman 
ot 1 HfOHfi 2006 ro,qa 


Die Bundesrepublik Deutschland und Georgien haben er- 
gänzend zum Abkommen vom 1 . Juni 2006 zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen die nachstehenden Bestimmungen vereinbart: 

1. Die in diesem Abkommen verwendeten Ausdrücke „Ver- 
tragsstaat” und „der andere Vertragsstaat“ umfassen auf Seiten 
der Bundesrepublik Deutschland auch die Länder. 

2. Zu Artikel 7: 

a) Verkauft ein Unternehmen eines Vertragsstaats durch eine 
Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat Güter oder Waren 
oder übt es dort eine geschäftliche Tätigkeit aus, so werden 
die Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage 
des vom Unternehmen hierfür erzielten Gesamtbetrags, 
sondern nur auf der Grundlage des Betrags ermittelt, der der 
tatsächlichen Verkaufs- oder Geschäftstätigkeit der Be- 
triebsstätte zuzurechnen ist. 

b) Hat ein Unternehmen eine Betriebsstätte im anderen Ver- 
tragsstaat, so werden im Fall von Verträgen, insbesondere 
über Entwürfe, Lieferungen, Einbau oder Bau von gewerb- 
lichen, kaufmännischen oder wissenschaftlichen Aus- 
rüstungen oder Einrichtungen, oder von öffentlichen Auf- 
trägen die Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der 
Grundlage des Gesamtvertragspreises, sondern nur auf der 
Grundlage des Teils des Vertrages ermittelt, der tatsächlich 
von der Betriebsstätte in dem Vertragsstaat durchgeführt 
wird, in dem die Betriebsstätte liegt. Gewinne aus der 
Lieferung von Waren an die Betriebsstätte oder Gewinne im 
Zusammenhang mit dem Teil des Vertrages, der in dem Ver- 
tragsstaat durchgeführt wird, in dem der Sitz des Stamm- 
hauses des Unternehmens liegt, können nur in diesem Staat 
besteuert werden. 


c) Vergütungen für technische Dienstleistungen einschließlich 
Studien oder Entwürfe wissenschaftlicher, geologischer oder 
technischer Art oder für Konstruktionsverträge einschließlich 
dazugehöriger Blaupausen oder für Beratungs- oder Über- 
wachungstätigkeit gelten als Vergütungen, auf die Artikel 7 
oder Artikel 1 4 des Abkommens anzuwenden ist. 


3. Zu den Artikeln 10 und 11: 

Ungeachtet der Artikel 10 und 11 können Dividenden und 
Zinsen in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem 
Recht dieses Staates besteuert werden, wenn sie 


OeflepaTnBHan PecnyÖAMKa TepMaHnn n Tpy 3 HH b flonon- 
HeHne k CornaiueHmo 06 M 3 öexaHMM abomhoto Hanorooöno- 
xeHMA b OTHOweHnn HanoroB Ha aoxoam m Ha KanriTan ot 
1 mioha 2006 roAa comacoBa/iM HnxecAeAyioiAMe noAOxeHMA: 

1 . l/lcnonb 3 yeMbie b HacTORiAeM ComaweHMM TepMMH «floro- 
BapuBatOLAeecn TocyAapcTBO» n «Apyroe floroBapMBatoiAeecR 
rocyAapcTBO» aaa OeAepaTMBHOM PecnyöAMKM repMaHMR 
BKriKDHaeT cpeAepanbHbie 3 eivmn. 

2. K CTaTbe 7 

a) ecnn npeAnpMATne floroBapHBatourerocn rocyqapcTBa npo- 
AaeT m 3 asamr hau TOBapbi Hepe 3 nocTOHHHoe ynpe>KAeHne 
b ApyroM floroßapHBaiOLAeMCH TocyAapcTBe mah ocyiAecT- 
BAneT b HeM npeAnpMHMMaTeAbCKyio AameAbHOCTb, to cywi- 
Mbi npMöbiAM AaHHoro nocTOHHHoro ynpexAeHMH He mchmc- 
AHKDTCA Ha OCHOBe BbipyHeHHOM npeAnpMATMeM npM 3 T 0 M 
COBOKynHOM CyMMbl, a AI/UAb Ha OCHOBe TOM CyMMbl, KOTOpafl 
MOxeT öbiTb OTHeceHa k cfDaKTMHecKOM npoAaxe mam kom- 
MepnecKOM AenTeAbHOCTM nocTOHHHoro ynpexAeHMH. 

b) ecAM npeAnpMHTMe MMeeT nocTOHHHoe ynpexAeHMe b Apy- 
roM floroßapMBaiOAieMCH TocyAapcTBe, to cyMMbi npnöbiAM 
AaHHoro nocTOHHHoro ynpexAeHMA, noAyneHHbie amöo b cbh- 
3M C KOHTpaKTaMM, B HaCTHOCTM O npOeKTMpOBaHMM, nO- 
CTaBKe, MOHTaxe MAM CTpOMTeAbCTBe npOMblLAAeHHOrO, 
KOMMepnecKoro mam HaynHoro oöopyAOBaHMH mam oö-beKTa, 
AMÖO B CBH3M C TOCyAapCTBeHHblMM 3aKa3aMM, He MCHMC- 
AAKDTCA Ha OCHOBe COBOKynHOM L|eHbl KOHTpaKTa, a AMAJb Ha 
OCHOBe TOM HaCTM KOHTpaKTa, KOTOpafl CfiaKTMHeCKM BbmOA- 
HAeTCA nocTOAHHbiM ynpexAeHMeM b tom floroBapMBaio- 
meMcn TocyAapcTBe, b kotopom oho pacnonoxeHO. CyMMbi 
npnÖblAM OT nOCT3BKM TOBapOB nOCTOAHHOMy ynpeXAeHMIO 
MAM CyMMbl npMÖblAM B CBA3M C TOM HaCTbtO KOHTpaKTa, KO- 
TopaA BbinoAHAeTCA b tom floroßapMBaiOLAeMCA TocyAap- 
CTBe, b kotopom pacnoAOxeHO roAOBHoe noApa3AeAeHMe 
npeAnpMATMA, MoryT oöAaraTbCA hbaotom TOAbKO b stom To- 
cyAapcTBe. 

c) B 03 HarpaxAöHMA 3 a TexHMnecKMe ycnyrM, BKAionaA aHaAM- 
TMHecKMe pa 3 paöoTKM mam npoeKTbi HayHHoro, reoAorM- 
necKoro amöo TexHMHecKoro xapaKTepa, 3 a KOHTpaKTbi o 
KOHCTpyKAMM, BKAiOHaA npMHaAAexaujMe K hmm nepTexM, 
MAM 3 a AeATeAbHOCTb nO KOHCyAbTMpOBaHMKD MAM HaA 30 py 
(MOHMTOpMHry) CHMT 3 IOTCA B 03 HarpaXA 6 HMAMM, K KOTOpbIM 
npMMeHAIOTCA nOAOXeHMA CTaTbM 7 MAM CT 3 TbM 14 HaCTOA- 
Aiero CorAameHMA. 

3. K CTaTbHM 10 M 11 

HecMOTpR Ha noAOxeHMA CTaTeil 10 m 11 HacTOAAiero Coma- 
AieHMA, AMBMAeHAbl M npOLieHTbl MOryT OÖAaraTbCA HaAOrOM 
b floroBapMBaiOAieMCA locyAapcTBe, b kotopom ohm bo 3 hmkam, 
b cooTBeTCTBMM c 3 aK 0 H 0 A 3 TeAbCTB 0 M 3 Toro locyAapcTBa, 
ecAM ohm: 
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a) auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung, ein- 
schließlich der Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter oder der Ein- 
künfte aus partiarischen Darlehen oder Gewinnobligationen 
im Sinne des Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland, 
beruhen und 


b) bei der Ermittlung der Gewinne des Schuldners der 
Dividenden oder Zinsen abzugsfähig sind. 

4. Zu Artikel 18: 

Der in diesem Artikel aufgeführte Begriff „ähnliche Vergütungen“ 
umfasst auch einen bestimmten Betrag, der regelmäßig zu fest- 
gesetzten Zeitpunkten lebenslänglich oder während eines be- 
stimmten oder bestimmbaren Zeitabschnitts aufgrund einer Ver- 
pflichtung zahlbar ist, die diese Zahlungen als Gegenleistung für 
eine in Geld oder Geldeswert bewirkte angemessene Leistung 
vorsieht. 


5. Zu Artikel 26: 

Falls nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts aufgrund 
dieses Abkommens personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen 
unter Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechts- 
vorschriften: 

a) Die Verwendung der Daten durch die empfangende Stelle ist 
nur zu dem angegebenen Zweck und nur zu den durch die 
übermittelnde Stelle vorgeschriebenen Bedingungen zu- 
lässig. 

b) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten 
und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen 
Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an 
andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der über- 
mittelnden Stelle erfolgen. 

d) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweils innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsver- 
bote zu beachten. Erweist sich, dass unrichtige Daten oder 
Daten, die nicht übermittelt werden durften, übermittelt 
worden sind, so ist dies der empfangenden Stelle unverzüg- 
lich mitzuteilen. Diese ist verpflichtet, die Berichtigung oder 
Löschung solcher Daten vorzunehmen. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Daten sowie über den vorgesehenen Ver- 
wendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung zur 
Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, dass das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunfts- 
erteilung überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des 
Betroffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten 
Auskunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des 
Vertragsstaats, in dessen Floheitsgebiet die Auskunft be- 
antragt wird. 

f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechtswidrig 
geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im 
Verhältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht 
darauf berufen, dass der Schaden durch den übermittelnden 
Staat verursacht worden ist. 


a) ocHOBaHbi Ha npaßax mam ßonroBbix TpeöoBaHMHx, npe- 
.qycMaTpHBaiOLUMX ynacTMe b npnöbiAM, BK/nonan aoxoah 
HernacHoro ynacTHMKa, nonynaeMbie hm ot CBoero flone- 
Boro ynacTHH b KanecTBe HernacHoro ynacTHMKa, aoxoah 
ot KpeAMTOB (3aÜMOB), HaAeneHHbix npaBOM Ha ynacTtie 
b npHöbiriM, a TaKxe ot oöAMrapMM c npaBOM Ha ynacTMe 
b npnöbmn b noHHMaHHH HanoroBoro 3aK0H0AaTeribCTBa 
OeAepaTMBHOM PecnyöAMKM repMaHMH, m 

b) noAnexoT BbineTy npw MCHncneHni/i npn6bmn nnaTe/ibLUHKa 
CyMM AHBHA6HA0B HTIM npOpeHTOB. 

4. K CTaTbe 18 

Hcnonb3yeMbiH b HacTonmeH CTaTbe TepMMH «aHaAornHHbie 
BbinnaTbi» BKAionaeT TaKxe onpeAeAeHHyto cyMMy, KOTopan 
perynnpHO BbinnaHMBaeTcn b ycTaHOBneHHbie cpoKM, noxn- 
3HeHHO HAM Ha npoTAxeHMH onpeAeAeHHoro amöo onpepe- 
AMMoro nepnoAa BpeMeHM, Ha ocHOBaHMM 0ÖH3aTeAbCTBa, npe- 
AycMaTpMBatOLuero stm BbinAa™ b KanecTBe B03MeAieHMH 3a 
aASKBaTHyio ycAyry, npeAOCTaBAeHHyio AeHbraMM mam MaTe- 
pnaAbHblMM UeHHOCTHMH. 

5. K CTaTbe 26 

ECAM B COOTBeTCTBMM C HapMOHaAbHbIM 3aKOHOAaTeAbCTBOM Ha 
ocHOBaHHH HacTOHLuero CorAameHHH nepepatOTCH CBeAeHMH, 
KaCaiOLAMeCA C(3M3MHeCKMX AMp, TO C yneTOM npaBOBblX aKTOB 
KaxAoro floroßapHBaiOLuerocH rocyqapcTBa AonoAHHTeAbHO 
AencTByiOT CAeAyKJLune noAOxeHMH. 

a) Mcn0Ab30BaHHe CBepeHMM npMHMMaioiAHM ynpexAeHMeM 
AOnyCKaeTCH TOAbKO B yKa3aHHblX peAHX H TOAbKO B COOT- 
BeTCTBMM C yCAOBHHMM, npeAyCMOTpeHHblMH nepepaiOAAiM 
ynpexAeHneM. 

b) npMHMMaKJiAee ynpexAeHne CTaBMT b M3BecTHOCTb nepe- 
AaBLijee CBeAeHMH ynpexpeHMe no ero npocböe oö ncnoAb- 
30BaHHM nepeAaHHbix CBepeHMM h noAyneHHbix c hx no- 
MOLUbKD pe3yAbTaTaX. 

c) CBeAeHMH, KaCatOLAMeCH ($M3MHeCKMX AMp, MOryT ÖblTb ne- 
peAaHbi TOAbKO b KOMneTeHTHbie ynpexAeHHH. I/Ix nocAe- 
AyßLLiaH nepepana ApyrnM ynpexAeHHHM MOxeT nponcxo- 
AMTb TOAbKO c npeAßapHTeAbHoro corAacMH nepeAaiOLuero 
ynpexAeHMH. 

d) nepeAatonee ynpexAeHne 0ÖH3aH0 CAeAHTb 3a AOCTOBep- 
HOCTbio nepeAaßaeMbix CBeAeHMH, a TaKxe 3a mx HeoöxoAM- 
MOCTblO M aAeKBaTHOCTbKD qeAHM, KOTOpbie npeCAeAyKSTCH 
nepeAaneM CBeAeHMH. ripn stom CAeAyeT ynMTbiBaTb AencT- 
BytoiAMe b paMKax HaqMOHaAbHoro 33KOHOAaTeAbCTBa 3a- 
npeTbi Ha nepeAany CBeAeHMH. Ecam OKa3biBaeTcn, hto 
öbiAM nepeAaHbi HepocTOBepHbie CBeAeHMH mam CBeAeHMH, 
He noAAexaBAiMe nepeAane, to oö stom HeoöxoAMMO He- 
3aMeAAMTenbH0 M3BecTMTb npMHMMaiOAtee ynpexAeHne. Oho 

OÖH3aHO npOM3BOAMTb MX MCnpaBAeHMe MAM yHMHTOXeHMe. 

e) no 3aHBAeHMio 3aMHTepecoBaHHoro AMpa eMy BbiAaeTCH 
cnpaBKa o nepeAane KacaiOAinxcH ero AaHHbix, a TaKxe o 
npeAnoAaraeMbix peAHX mx McnoAb30BaHMH. BbiAana cnpaß- 
KM He HBAHeTCH OÖH3aTeAbHOM, eCAM aH3AM3 noKa3biBaeT, 
hto rocyAapcTBeHHan 3aMHTepecoBaHHOCTb 0TKa3biBaTb 
b BbiAane cnpaBKM npeßaAMpyeT HaA 3aMHTepecoBaHHOCTbio 
ynoMHHyToro AMpa b ee noAyneHMM. B ocTaAbHOM npaßa 
3aMHTepecoBaHHoro AMpa Ha noAyneHMe cnpaBKM oö MMeKD- 
ajmxch o HeM CBeAeHMHX perynMpytOTCH HapnoHaAbHbiM 
3aKOHOAATeAbCTBOM Toro floroßapMBaiOAierocH rocypapcT- 
Ba, Ha TeppMTopMM KOTopora 3anpapjMBaeTCH cnpaBKa. 

f) ec am KOMy-AMÖo npoTMBonpaBHO npMHMHHeTCH ypjepö BCAeA- 
CTBMe nepepaHM CBepeHMM b paMKax oöMeHa MHCfjopMapneM 
no HacTOHLpeMy CorAaujeHMKD, OTBeTCTBeHHOCTb nepep hmm 
b stom cbh3m HeceT npMHMMaiOAiee ynpexpeHMe b coot- 
BeTCTBMM C erO HapMOHaAbHbIM 3aKOHOAaTeAbCTBOM. Oho 
H e MOxeT b OTHOAieHMM noHecpjero ypjepö AMpa ccbmaTbCH 
b onpaBpaHMe Ha to, hto yuiepö 6bm npMHMHeH nepe- 
AaKDAjMM CBepeHMH ynpexpeHMeM. 
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g) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende inner- 
staatliche Recht in Bezug auf die übermittelten per- 
sonenbezogenen Daten besondere Löschungsvorschriften 
vorsieht, weist diese Stelle die empfangende Stelle darauf 
hin. Unabhängig von diesem Recht sind die übermittelten 
personenbezogenen Daten zu löschen, sobald sie für den 
Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr 
erforderlich sind. 

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die Übermittlung und den Empfang von per- 
sonenbezogenen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirk- 
sam gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und 
unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 

6. Zu Artikel 28: 

Zu den innerstaatlichen Vorschriften zur Verhinderung der 
Steuerhinterziehung und Steuerumgehung im Sinne dieser Vor- 
schrift zählt auf deutscher Seite auch die Hinzurechnung von im 
Ausland bezogenen passiven Einkünften. 


g) ecnn HauuoHaribHoe 3aKOHOflaTe/ibCTBO, b paMKax KOTopora 
fleücTByeT nepeflaiomee yHpe>KfleHMe, npeaycMaTpMBaeT 
b OTHOLueHun nepeaaHHbix CBeaeHMM, KacaioiuuxcH c|}M3M- 
necKMX nnu, ocoöbie npaBnna yHHHTO>xeHMH, to nepeaa- 
KDLuee ynpe>KfleHne yKa3biBaeT Ha sto npHHHMaiOLueMy yn- 
pe>KfleHnio. He3aBncMMO ot 3Toro 3aKOHOflaTenbCTBa, nepe- 
naHHbie CBeneHMH, KacaioiAHecn cf)M3MHecKMX nnu, noflne- 
XOT yHMHTOXeHMKD, ec/IM OHM ÖOJlbllie He TpeÖyiOTCH fl/lH 
qeneM, ajih kotopwx ohm öbi/iM nepenaHbi. 

h) nepeflaiomee m npMHMMaiomee ynpe>KfleHMH 0 ÖH 3 aHbi flOKy- 
MeHTanbHO 3 aperMCTpMpoßaTb nepeaany m nonyneHne CBe- 
fleHMM, KaCaKDLUMXCH C|DM 3 MHeCKMX J 1 MU- 

i) nepeflaiomee m npnHMMaiomee ynpexaeHnn oöH3aHbi oxpa- 
HHTb nepeflaHHbie B OTHOUieHMM C(DM3MHeCKMX riMLI CBefleHMH 
ot floCTyna k hmm, mx M3MeHeHMH m pa3rnaiiieHMH /lMpan/iM, 
He MMeiomMMM Ha to npaßo. 

6. K CTaTbe 28 

B cn/ibicne HacTOHiaeM CTaTbM, atih lepiuiaHCKOM CTopoHbi k Ha- 
UMOHanbHbiM npaBOBbiM aKTaM no npeaoTBpameHMio yxoaa ot 
HanorooönoxeHMH mtim yKnoHeHMH ot ynnaTbi HanoroB npMHaa- 
TiexMT TaKxe 3aneT nonynaeMbix M3 3arpaHMqbi naccMBHbix 
flOXOflOB. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeflepaTMBHyio PecnyönnKy lepn/iaHMn 
Uwe Schramm 


Für Georgien 
3a T py3Mio 
Alexishvili 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Das in Tiflis am 1 . Juni 2006 Unterzeichnete Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Georgien 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen löst 
das alte, noch mit der ehemaligen Sowjetunion abge- 
schlossene und im Verhältnis zu Georgien weitergeltende 
Abkommen vom 24. November 1981 (BGBl. 1983 II S. 2) 
ab. 

Deutschland ist - nach Russland, der Türkei und Aser- 
baidschan - der viertwichtigste Handelspartner Geor- 
giens. Das Handelsvolumen zwischen beiden Staaten 
betrug 2005 ca. 140 Mio. Euro. Auch wenn Georgien 
nicht zu den wichtigsten Handelspartnern und Investiti- 
onsstandorten für deutsche Unternehmen gehört, 
besteht aufgrund der bisherigen Fortgeltung des alten 
deutsch-sowjetischen Doppelbesteuerungsabkommens 
die Notwendigkeit eines modernen, der Unabhängigkeit 
Georgiens gerecht werdenden Doppelbesteuerungsab- 
kommens. 

Das neue Abkommen entspricht weitgehend dem 
OECD-Musterabkommen. Hierdurch trägt es zur Verein- 
heitlichung auf diesem Gebiet bei. 

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden 
Regelungen ist Bestandteil des Abkommens. 

Dem OECD-Musterabkommen weitgehend folgend, 
regeln die Artikel 1 bis 5 den Geltungsbereich des Ab- 
kommens sowie die für die Anwendung des Abkommens 
notwendigen allgemeinen Begriffsbestimmungen. Die 
Artikel 6 bis 22 weisen dem Quellen- bzw. Belegenheits- 
staat Besteuerungsrechte für die einzelnen Einkunftsar- 
ten und für das Vermögen zu. Artikel 23 enthält die Vor- 
schriften zur Vermeidung der Doppelbesteuerung durch 
den Ansässigkeitsstaat für die Einkünfte und Vermögens- 
werte, die der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteu- 
ern darf. Die Artikel 24 bis 32 regeln den Schutz vor Dis- 
kriminierung, die zur Durchführung des Abkommens not- 
wendige Zusammenarbeit der Vertragsstaaten, einen 
verbesserten Informationsaustausch, das Inkrafttreten 
und das Außerkrafttreten des Abkommens sowie andere 
Fragen. Das Protokoll ergänzt das Abkommen um einige 
klarstellende Bestimmungen sowie um die Klauseln zum 
Schutz personenbezogener Daten. 

II. Besonderes 

Zu Arti kel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen Anwendung findet (subjektiver Geltungsbe- 
reich). 

Zu Arti kel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die in den Geltungsbereich des 
Abkommens fallenden Steuern. 

Zu Arti kel 3 

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Begriffs- 
bestimmungen für einige im Abkommen verwendete 
Begriffe, die für die Anwendung des Abkommens von 
besonderer Bedeutung sind. Absatz 2 enthält die 
übliche Regel, dass im Abkommen nicht bestimmte 


Begriffe entsprechend dem nationalen Steuerrecht des 
das Abkommen anwendenden Vertragsstaats auszule- 
gen sind, wenn der Abkommenszusammenhang keine 
andere Auslegung erfordert. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt den für den subjektiven Gel- 
tungsbereich des Abkommens und für die Abgrenzung 
der Besteuerungsrechte maßgeblichen Begriff der An- 
sässigkeit. Nach Absatz 1 wird hierbei grundsätzlich 
an das innerstaatliche Recht der Vertragsstaaten ange- 
knüpft. In den Fällen der Doppelansässigkeit regeln die 
Absätze 2 und 3 nach bestimmten Merkmalen, 
welcher der beiden Staaten für die Abkommensanwen- 
dung als Ansässigkeitsstaat gilt. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt den Begriff der Betriebsstätte, 
der die Grundlage der Besteuerung gewerblicher Ein- 
künfte bildet. 

In Absatz 1 wird der Ausdruck „Betriebsstätte“ allge- 
mein umschrieben. Eine nicht abschließende Aufzählung 
von typischen Beispielen enthält Absatz 2. Bauaus- 
führungen und Montagen gelten nach Absatz 3 nur 
dann als Betriebsstätten, wenn ihre Dauer sechs Monate 
überschreitet. Absatz 4 enthält die Negativabgren- 
zung zum Begriff der Betriebsstätte. Die Absätze 5, 
6 und 7 enthalten weitere dem OECD-Musterabkom- 
men nachgebildete Abgrenzungsvorschriften zum ab- 
hängigen und unabhängigen Vertreter sowie zur Eigen- 
ständigkeit von verbundenen Gesellschaften. 

Zu Artikel 6 

Die Absätze 1 und 3 bestimmen, dass Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen oder der Nutzung von 
unbeweglichem Vermögen im Belegenheitsstaat besteu- 
ert werden können. Das gilt nach Absatz 4 auch für 
Betriebsgrundstücke. Absatz 2 enthält die Definition 
des Begriffs „unbewegliches Vermögen“. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der gewerblichen 
Gewinne. 

Absatz 1 enthält das Betriebsstättenprinzip. Hiernach 
darf ein Vertragsstaat die gewerblichen Einkünfte von 
Unternehmen mit Sitz im anderen Vertragsstaat nur inso- 
weit besteuern, als der Gewinn einer in seinem Gebiet 
gelegenen Betriebsstätte zuzurechnen ist. Die Absät- 
ze 2 bis 6 enthalten Ermittlungs- und Zurechnungs- 
vorschriften für Betriebsstättengewinne. Nummer 2 
Buchstabe a und b des Protokolls zum Abkommen ent- 
hält hierzu klarstellende und ergänzende Regelungen wie 
das Verbot der Liefergewinnbesteuerung. Absatz 7 
bestimmt das Verhältnis der Betriebsstättenbesteuerung 
zu den übrigen durch das Abkommen geregelten Ein- 
kunftsarten. Zur Abgrenzung von Unternehmensgewin- 
nen und Lizenzgebühren wurde in Nummer 2 Buchsta- 
be c des Protokolls zum Abkommen eine klarstellende 
Regelung getroffen. 
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Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt, dass Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr abweichend vom Betriebsstättenprinzip nur in 
dem Staat besteuert werden dürfen, in dem sich der Ort 
der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet, das die Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibt. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt klar, dass das Abkommen einer 
Berichtigung von Gewinnverlagerungen zwischen ver- 
bundenen Unternehmen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 1 0 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Dividenden. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, dass die Dividen- 
denausschüttungen im Wohnsitzstaat des Anteilseigners 
besteuert werden dürfen. 

Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat 
eine Steuer erheben. Eine Besteuerung durch den Quel- 
lenstaat ist allerdings ausgeschlossen, wenn die nut- 
zungsberechtigte Gesellschaft mindestens 50 v. H. der 
Anteile an der ausschüttenden Gesellschaft hält und in 
das Vermögen der ausschüttenden Gesellschaft mehr als 
3 000 000 Euro investiert hat. Die Steuer darf 5 v. H. des 
Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen, wenn 
die nutzungsberechtigte Gesellschaft mindestens 
10 v. H. der Anteile an der ausschüttenden Gesellschaft 
hält und in das Vermögen der ausschüttenden Gesell- 
schaft mehr als 100 000 Euro investiert hat. In den übri- 
gen Fällen darf die Quellensteuer grundsätzlich 10 v. H. 
des Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen. Die 
deutsche Quellenbesteuerung ist nach Nummer 3 des 
Protokolls jedoch nicht begrenzt, soweit die Zahlungen 
auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung 
beruhen (insbesondere Einkünfte eines stillen Gesell- 
schafters) und sich bei der Gewinnermittlung des 
Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Absatz 3 bestimmt den Begriff der Dividenden im Ein- 
zelnen. Die Absätze 4 und 5 enthalten den Be- 
triebsstättenvorbehalt und ergänzende Bestimmungen 
zur Abgrenzung des Besteuerungsrechts, die auch im 
OECD-Musterabkommen vorgesehen sind. 

Zu Artikel 1 1 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht ausschließlich 
dem Wohnsitzstaat des Gläubigers der Zinsen zu. Die 
Quellenbesteuerung ist nach Nummer 3 des Protokolls 
jedoch nicht begrenzt, soweit die Zahlungen auf Rechten 
oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung beruhen und 
sich bei der Gewinnermittlung des Schuldners gewinn- 
mindernd auswirken. 

Die Absätze 2 bis 4 enthalten die Definition des 
Zinsbegriffs, den Betriebsstättenvorbehalt und eine Vor- 
schrift zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Inan- 
spruchnahme von Abkommensvorteilen bei der Zinsbe- 
steuerung. 

Zu Artikel 1 2 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebüh- 
ren. 


Absatz 1 bestimmt, dass Lizenzgebühren ausschließ- 
lich im Wohnsitzstaat des Gläubigers besteuert werden 
dürfen. Die Absätze 2 bis 4 enthalten die Definition 
der Lizenzgebühren, den Betriebsstättenvorbehalt und 
eine Missbrauchsvermeidungsvorschrift. 

Zu Artikel 1 3 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen. 

Nach Absatz 5 ist das Besteuerungsrecht für Veräu- 
ßerungsgewinne grundsätzlich allein dem Wohnsitzstaat 
Vorbehalten. 

Der Quellenstaat hat jedoch nach den Absätzen 1 
bis 3 ebenfalls ein Besteuerungsrecht für Gewinne aus 
der Veräußerung von unbeweglichem Vermögen, von 
Aktien an Gesellschaften mit überwiegendem Grundbe- 
sitz in diesem Staat, von beweglichem Betriebsstätten- 
vermögen und von beweglichem Vermögen einer der 
Ausübung einer selbständigen Tätigkeit dienenden fes- 
ten Einrichtung. 

Bei den Gewinnen aus der Veräußerung von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr 
betrieben werden, und von beweglichem Vermögen, das 
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, hat 
nach Absatz 4 ausschließlich der Staat das Besteue- 
rungsrecht, in dem sich der Ort der Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet. 

Absatz 6 enthält eine Regelung zur Wegzugsbesteue- 
rung. 

Zu Artikel 1 4 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung der Einkünfte 
aus selbständiger Tätigkeit. 

Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht grund- 
sätzlich dem Wohnsitzstaat zu. Nur soweit Einkünfte in 
dem anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung erzielt werden, hat der Tätigkeitsstaat 
ein Besteuerungsrecht. Absatz 2 enthält die Defini- 
tion des Begriffs „freier Beruf“. 

Zu Artikel 1 5 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung der Ein- 
künfte aus unselbständiger Tätigkeit. 

Grundsätzlich hat nach Absatz 1 der Staat das 
Besteuerungsrecht, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird. 
Werden jedoch Arbeitnehmer von Unternehmen eines 
Vertragsstaats nur vorübergehend im anderen Vertrags- 
staat tätig, so wird dieser Grundsatz durch Absatz 2 
unter bestimmten Voraussetzungen zugunsten des 
Wohnsitzstaats eingeschränkt. Das Bordpersonal von 
Seeschiffen und Luftfahrzeugen im internationalen Ver- 
kehr kann nach Absatz 3 in dem Staat besteuert wer- 
den, in dem sich der Ort der Geschäftsleitung des das 
Seeschiff oder Luftfahrzeug betreibenden Unternehmens 
befindet. 

Zu Artikel 1 6 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsvergütungen in dem Staat besteuert werden, in 
dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 
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Zu Arti kel 17 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung von 
Künstlern und Sportlern. 

Nach Absatz 1 dürfen Künstler und Sportler stets im 
Tätigkeitsstaat besteuert werden. Dies gilt nach 
Absatz 2 auch, wenn die Einkünfte dem Künstler oder 
Sportler nicht unmittelbar selbst zufließen. Das Besteue- 
rungsrecht geht nach Absatz 3 auf den Wohnsitzstaat 
über, wenn der Aufenthalt des Künstlers oder Sportlers 
im anderen Staat ganz oder überwiegend durch den 
Wohnsitzstaat oder eine dortige, als gemeinnützig aner- 
kannte Einrichtung finanziert wird. 

Zu Arti kel 18 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Ruhegehältern 
und ähnlichen Vergütungen. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht für diese Zah- 
lungen - mit Ausnahme der Pensionen aus öffentlichen 
Kassen - grundsätzlich dem Wohnsitzstaat zu. Bei Bezü- 
gen aus der gesetzlichen Sozialversicherung hat nach 
Absatz 2 jedoch der Kassenstaat das alleinige 
Besteuerungsrecht. Nach Absatz 3 gilt das Kassen- 
staatsprinzip auch für Kriegsrenten, Wiedergutma- 
chungsleistungen und ähnliche Zahlungen. Durch die in 
Nummer 4 des Protokolls enthaltene Definition des 
Begriffs „ähnliche Vergütungen“ werden auch Renten 
von diesem Artikel erfasst. 


Zu Arti kel 19 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Vergütungen 
aus einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

Nach Absatz 1 kann grundsätzlich nur der Kassen- 
staat diese Vergütungen besteuern. Dies gilt auch dann, 
wenn die Tätigkeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt 
wird. Das Besteuerungsrecht geht auf den Tätigkeits- 
staat über, wenn der Vergütungsempfänger ein Staatsan- 
gehöriger dieses Staates ist oder im Tätigkeitsstaat nicht 
ausschließlich deshalb ansässig geworden ist, um die 
Dienste zu leisten (Ortskräfte). Entsprechendes gilt nach 
Absatz 2 für Ruhegehälter im öffentlichen Dienst. 

Absatz 3 enthält die Regelung, dass für Vergütungen 
aus unselbständiger Arbeit im Zusammenhang mit 
gewerblicher Tätigkeit eines Vertragsstaats die allgemei- 
nen Regeln des Abkommens gelten. 

Nach Absatz 4 gilt das Kassenstaatsprinzip auch für 
Vergütungen an entsandtes Personal im Rahmen von 
staatlichen Entwicklungshilfeprogrammen sowie nach 
Absatz 5 für Vergütungen an Mitarbeiter des Goethe- 
Instituts und des Deutschen Akademischen Austausch- 
dienstes (DAAD). 

Zu Arti kel 20 

Nach diesem Artikel dürfen zur Förderung des Aus- 
tauschs von Lehrkräften, Studenten und Auszubildenden 
(einschließlich Praktikanten) Zahlungen aus ausländi- 
schen Quellen an diesen Personenkreis im Gaststaat 
unter bestimmten Bedingungen nicht besteuert werden; 
bei Lehr- und Forschungstätigkeit gilt diese Bestimmung 
nur für einen Aufenthalt von höchstens zwei Jahren. 


Zu Arti kel 2 1 

Nach Absatz 1 können alle nicht ausdrücklich im 
Abkommen genannten Einkünfte nur im Ansässigkeits- 
staat besteuert werden. Das gilt nach Absatz 2 die- 
ses Artikels jedoch nicht, wenn die Einkünfte einer im 
anderen Staat belegenen Betriebsstätte oder festen Ein- 
richtung zuzuordnen sind (Betriebsstättenvorbehalt). 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 

Nach Absatz 4 hat grundsätzlich nur der Wohnsitz- 
staat das Besteuerungsrecht. Unbewegliches Vermögen 
und Vermögen, das zu einer Betriebsstätte oder einer der 
Ausübung einer selbständigen Tätigkeit dienenden fes- 
ten Einrichtung gehört, kann abweichend von diesem 
Grundsatz nach den Absätzen 1 und 2 durch den 
Belegenheitsstaat besteuert werden. 

Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr 
sowie das ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen 
dürfen nach Absatz 3 nur in dem Staat besteuert wer- 
den, in dem sich der Ort der Geschäftsleitung des die 
Seeschiffe oder Luftfahrzeuge betreibenden Unterneh- 
mens befindet. 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Ansässigkeitsstaat die Dop- 
pelbesteuerung bei Einkünften und Vermögenswerten 
behebt, die nach dem Abkommen im Quellen- bzw. Bele- 
genheitsstaat besteuert werden können. 

Deutschland vermeidet eine Doppelbesteuerung bei den 
wichtigsten Einkünften, wiez. B. bei Einkünften aus einer 
Betriebsstätte in Georgien und bei Dividendenausschüt- 
tungen einer in Georgien ansässigen Gesellschaft bei 
einer Mindestbeteiligung von 10 v. H. (Schachtelbeteili- 
gung), nach Absatz 1 Buchstabe a durch Freistellung. 

Entsprechendes gilt für die (derzeit nicht zu erhebende) 
Vermögensteuer. 

Bei Einkünften, die nicht nach Absatz 1 Buchsta- 
be a von der deutschen Steuer freigestellt werden, wird 
die Doppelbesteuerung nach Absatz 1 Buch- 
stabe b durch Anrechnung der georgischen Steuer auf 
die deutsche Steuer beseitigt. Dies gilt insbesondere für 
Dividendenbezüge aus im Streubesitz gehaltenen Antei- 
len, Zinsen, Lizenzgebühren, Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsvergütungen sowie für Einkünfte von Künstlern 
und Sportlern. 

Absatz 1 Buchstabe c sieht statt der Freistel- 
lungsmethode nach Buchstabe a die Anrechnungsme- 
thode nach Buchstabe b vor, wenn die Einkünfte nicht 
aus aktiver Tätigkeit stammen. Darüber hinaus hat sich 
Deutschland in Absatz 1 Buchstabe e im Interes- 
se der Vermeidung einer doppelten Steuerbefreiung oder 
einer sonstigen ungerechtfertigten Inanspruchnahme 
des Abkommens einen Wechsel von der Freistellungs- 
zur Anrechnungsmethode Vorbehalten. 

Bei Einkünften, die nach diesem Abkommen von der 
Steuer freigestellt sind, hat sich Deutschland nach 
Absatz 1 Buchstabe d das Recht gesichert, diese 
in den Progressionsvorbehalt einzubeziehen. 

Georgien behebt nach Absatz 2 Buchstabe a die 
Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung. 
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Einkünfte und Vermögenswerte, die nach dem Abkom- 
men in Georgien von der Steuer freigestellt sind, kann 
Georgien gleichwohl bei der Festsetzung der Steuer für 
das übrige Einkommen oder Vermögen einer Person 
berücksichtigen. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll entsprechend dem OECD-Musterab- 
kommen steuerliche Diskriminierungen verhindern. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel sieht vor, dass sich die zuständigen Behör- 
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen und 
Auslegungs- und Anwendungsschwierigkeiten in gegen- 
seitigem Einvernehmen beseitigen. Hierzu können die 
zuständigen Behörden unmittelbar miteinander verkeh- 
ren. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch zwi- 
schen den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
entsprechend dem bei Abschluss der Verhandlungen 
aktuellen OECD-Musterabkommen. Er bezieht sich auf 
Informationen, die zur Durchführung dieses Abkommens 
und des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
erforderlich sind, und ist nicht auf die Abkommens- 
steuern beschränkt. 

Nummer 5 des Protokolls zum Abkommen enthält einige 
zusätzliche Vorschriften zum Schutz von personenbezo- 
genen Daten (Datenschutzklausel). 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel enthält die verfahrensmäßigen Regelungen 
zur Umsetzung der im Abkommen vorgesehenen Steuer- 
ermäßigungen bzw. -befreiungen. Unter anderem sind 
innerstaatlich Verfahren zur Freistellung oder Erstattung 
bei Quellensteuern vorzusehen. Die Antragsfrist zur 
Erstattung von Abzugssteuern wird auf vier Jahre nach 
dem Ende des Jahres der Festsetzung der Abzugssteuer 
festgelegt. 


Zu Artikel 28 

Dieser Artikel sichert - klarstellend - die Anwendung 
innerstaatlicher Missbrauchsvorschriften auch nach 
Anwendungsbeginn des Abkommens. 

Absatz 1 regelt, dass die Vertragsstaaten ihre inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften zur Verhinderung von 
Steuerumgehung und Steuerhinterziehung anwenden 
können. Nach Absatz 2 kommt in Fällen einer 
dadurch verursachten doppelten Besteuerung das Ver- 
ständigungsverfahren zur Anwendung. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel bestimmt das Verhältnis des Abkommens 
zu den besonderen diplomatischen und konsularischen 
Vorrechten. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel weist auf das zum Abkommen zugehörige 
Protokoll hin. 

Zu Artikel 31 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das Inkrafttreten 
des Abkommens. Hiernach tritt das Abkommen am Tag 
des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft und 
wird ab dem 1. Januar des darauf folgenden Jahres 
anzuwenden sein. Da nach Völkergewohnheits- und Völ- 
kervertragsrecht das neue deutsch-georgische Doppel- 
besteuerungsabkommen das bisher im deutsch-georgi- 
schen Verhältnis weitergeltende Doppelbesteuerungsab- 
kommen mit der ehemaligen Sowjetunion vom 24. No- 
vember 1981 verdrängt, tritt mit Inkrafttreten des neuen 
Abkommens das Abkommen mit der ehemaligen Sowjet- 
union im Verhältnis zwischen Deutschland und Georgien 
außer Kraft und wird ab dem 1 . Januar des darauf folgen- 
den Jahres nicht mehr anzuwenden sein. 

Zu Artikel 32 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine mögliche 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkommens. 
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